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Einleitung
Captain Kirk vom Raumschiff Enterprise hat anschei-
nend Einzug in die Ideenwelt europäischer Rüstungs-
lobbyisten gehalten. So musste eines seiner Zitate aus 
der Science-Fiction Serie „Star Trek“ als Einleitung für 
einen Konferenzbericht der EU-Lobbyorganisation 
„New Defence Agenda“ herhalten.1 Die Konferenz mit 
dem Titel „Space and Security in Europe“, die 2003 
in Brüssel abgehalten wurde, steht beispielhaft für das 
Drängen der europäischen Sicherheits-Community in 
den Weltraum. Das Interesse für Star Trek scheint nach-
vollziehbar, schickt man sich doch an, die letzte Gren-
ze im Weltraum zu überwinden, wenn auch nicht ganz 
im Sinne der Science-Fiction-Vorlage. Denn die Gren-
zen, die es für die EU zu überwinden gilt, sind profa-
ner Natur. Sie bestehen etwa in der gerne bemängelten 
Mittelknappheit der europäischen Raumfahrt und der 
Rüstungsministerien, nationalen Meinungsverschie-
denheiten, in der Skepsis der Öffentlichkeit gegenüber 
einer Aufrüstung im All und den Schranken, die das 
internationale Recht solchen Bestrebungen setzt. Dabei 
blickt die Militarisierung des Alls auf eine lange Vorge-
schichte zurück, doch im 21. Jahrhundert will die EU 
nicht mehr außen vor bleiben. 
Die Bedeutung des Weltraums für die Politik begann 
allgemein mit der Entwicklung der Raketentechnologie 
seit dem Zweiten Weltkrieg rapide zu wachsen. Inter-
kontinentalraketen und frühe Überwachungssatelliten 
zur Erkundung und Überwachung ihrer Abschuss-
standorte stehen für die ersten Vorstöße der Streitkräf-
te sowohl des Warschauer Paktes als auch der NATO 
in diese Dimension. Heutzutage ist es der Wandel der 
Kriegsführung unter dem Stichwort „Revolution in Mi-
litary Affairs“ (RMA), der die breit angelegte Integra-
tion von Weltraumtechnologie in Kommandozentralen 
und auf dem Schlachtfeld beinhaltet und damit als Im-
pulsgeber zur weiteren Militarisierung des Alls beiträgt. 
Gleichzeitig bietet der Weltraum, unter Anderem, weil 
national abgegrenzte Hoheitsgebiete im grenzenlosen 
Raum kaum zu verwirklichen sind, ein Feld, das ei-
gentlich für internationale Kooperation prädestiniert 
zu sein scheint. Diese, der militärischen Konfrontation 
entgegen wirkende Tendenz drückt sich etwa im UN-
Weltraumvertrag2 von 1967 oder in der Zusammenar-
beit zwischen den USA und Russland im Rahmen des 
Shuttle-Mir-Programms3 aus, das Anfang der 90er Jahre 
durchgeführt wurde. Bei der Weltraumpolitik handelt 
es sich also um ein Politikfeld, das dank seines großen 
Potenzials für grenzüberschreitende Anstrengungen ak-
tiv zur Förderung des Friedens genutzt werden könnte. 
Gerade in jüngster Zeit verstärkt sich aber wieder eine 
Entwicklung, die in die entgegengesetzte Richtung weist. 
So unterschrieb US-Präsident George W. Bush im Jahr 
2006 ein Papier, das den Dominanzanspruch der USA 
im Weltraum und ihre Weigerung sich internationalen 
Regulierungen zu beugen, die ihre Handlungsfreiheit 
auf diesem Gebiet einschränken könnten, zur offiziellen 
Doktrin erhebt.4 Aus der Sicht amerikanischer Militär-
strategen ist der Weltraum ein Teil des Schlachtfelds der 
Zukunft, den es zu beherrschen gilt. Andere Staaten, 
wie etwa die VR China oder Indien, legen derweil nach 
und entwickeln Technologien und Doktrinen, die es ih-
nen ermöglichen sollen, eigene Interessen gegen die Do-
minanz der USA durchzusetzen.5 Nachhaltig rückte der 
erfolgreiche Test einer chinesischen Antisatellitenrakete 
(ASAT) im Januar 2007, bei dem ein ausgedienter Wet-
tersatellit abgeschossen wurde, diese Entwicklung ins 
Bewusstsein der Weltöffentlichkeit. Obwohl dies nicht 
der erste Test derartiger Weltraumwaffen war, zumindest 
die USA und wahrscheinlich Russland verfügen über 
ähnliche Weltraumwaffen, wurde hier die Gefahr eines 
Wettrüstens im All besonders deutlich. Auch die Euro-
päische Union reagierte auf diesen Test mit einer Pro-
testerklärung, in der sie ihn als Gefahr für die Sicherheit 
im Weltraum und für internationale Bemühungen ein 
Wettrüsten im All zu verhindern bezeichnet. Sie bekräf-
tigte in diesem Zusammenhang ihre Haltung, wonach 
„die Erforschung und Nutzung des Weltraums […] le-
diglich friedlichen Zwecken zu dienen und zum Nutzen 
und im Interesse aller Länder zu erfolgen hat.“6
Während im internationalen Umfeld also durchaus 
die Gefahr eines Wettrüstens bzw. einer Auseinanderset-
zung im All besteht, betreibt die EU dennoch Anstren-
gungen, um die eigenen militärischen Fähigkeiten im 
Weltraum zu erweitern. Dass die Union darin keinen 
Widerspruch zu dem eben zitierten Statement sieht, än-
dert nichts daran, dass dadurch die Stabilität und der 
Frieden im Weltraum ernsthaft gefährdet werden. Nicht 
nur aufstrebende Weltraummächte wie China und In-
dien könnten darin eine Bedrohung sehen, auch die 
USA beobachten die europäischen Bestrebungen mit 
Argwohn, schließlich zielen sie vor allem auf mehr po-
litische und militärische Unabhängigkeit von den USA 
ab. Anstatt also Alternativen zur weiteren Militarisie-
rung des Weltraums zu entwickeln, beteiligt sich die EU 
aktiv an diesem Prozess. Sie verfolgt dabei das Ziel, das 
militärische Instrumentarium für ihre geopolitischen 
Ambitionen entscheidend zu erweitern. Im Folgenden 
soll deshalb dargestellt werden, wie zu diesem Zweck 
die in den letzten Jahren entstandene Weltraumstrate-
gie der EU zum Instrument ihrer Interventionspolitik 
gemacht wurde. Die Gestaltung einer Strategie für die 
Raumfahrt, die deren militärische Nutzung forciert, ist 
dabei das programmatische Element der Militarisie-
rungsbemühungen. Auf der praktischen Ebene werden 
derweil in zentralen Raumfahrtprojekten der Union 
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zivile Finanzmittel etwa aus den EU-Forschungs- oder 
Verkehrsetats unter dem Deckmantel der dualen Nut-
zung zu Rüstungsausgaben umfunktioniert.
1. Rahmenbedingungen einer militarisierten 
Weltraumpolitik
Der europäischen Weltraumpolitik wird in zentralen 
Dokumenten, die sich mit ihrer Ausgestaltung befassen, 
eine wachsende Rolle für andere Politikbereiche und 
das gesellschaftliche Leben in der EU zugesprochen.7 
Sie wird in besonderem Maße als Instrument zur Errei-
chung von Zielen aus anderen Politikfeldern begriffen. 
Das wachsende Interesse in der EU für diesen Bereich 
ist demzufolge eher indirekter, denn direkter Natur. Im 
Vordergrund steht nicht die Raumfahrt als Selbstzweck, 
sondern als Mittel zur Weiterentwicklung anderer Po-
litikbereiche, unter anderem der Militär- bzw. Sicher-
heitspolitik. Da die Rahmenbedingungen für die EU-
Weltraumpolitik also von den Entwicklungen in den 
Bereichen vorgegeben werden, denen sie dienen soll, 
lohnt sich ein Blick auf die Entfaltung der Sicherheits- 
und Verteidigungspolitik8 in der EU, als eines der wich-
tigsten unter diesen Ressorts. Außerdem verdient das 
Bild, das zurzeit aus militärischer Sicht vom Weltraum 
gezeichnet wird, einige Aufmerksamkeit, um einschät-
zen zu können, in welchem Maße die europäische Welt-
raumpolitik unter dem Einfluss sicherheitspolitischer 
Paradigmen steht.
1.1 Die europäische Sicherheitspolitik kommt aus 
der Defensive
Nach dem „Kosovo-Schock“, ausgelöst durch das unko-
operative Verhalten der US-Amerikaner im Krieg gegen 
Jugoslawien 1999, verstärkten die EUropäer ihre An-
strengungen, eigene militärische Kapazitäten aufzubau-
en. Diese sollten unabhängig von den USA und der 
NATO, aber auf einem ähnlich hohen Niveau moder-
ner Kriegsführung eingesetzt werden können. Das er-
klärte Ziel dieser Politik ist es, die politischen und öko-
nomischen Interessen der Union in ihrer Nachbarschaft 
und möglichst auch im globalen Maßstab selbstständig 
durchzusetzen. Zu diesem Zweck wurde die Europä-
ische Sicherheits- und Verteidigungspolitik (ESVP) seit 
dem Jahr 1999 zunehmend dynamisch entwickelt. Sie 
gewinnt seitdem innerhalb der EU stetig an Bedeutung. 
Als zentrales Dokument dieses Paradigmenwechsels hin 
zu einer militarisierten EU kann die Europäische Si-
cherheitsstrategie (ESS) vom Dezember 2003 gelten.9 
In diesem Papier wird erklärt, „eine aktive und hand-
lungsfähige Europäische Union könnte Einfluss im 
Weltmaßstab ausüben.“10 Der EU wird aufgrund ihrer 
Größe und Wirtschaftskraft die Rolle eines globalen 
Akteurs zugesprochen, der angesichts der Verflechtung 
der Weltwirtschaft, seines Rohstoffbedarfs und insbe-
sondere angesichts seiner Abhängigkeit von fremden 
Energiequellen global aktiv werden müsse.11 
Andere Politikbereiche, wie etwa der Katastrophen-
schutz, die Entwicklungszusammenarbeit aber eben 
auch die Weltraumpolitik bleiben von dieser Entwick-
lung alles andere als unberührt. Sie werden Teil eines 
ausgeweiteten Sicherheitsbegriffs, der zivile Kapazitäten 
nicht als Alternative, sondern als integralen Bestandteil 
einer europäischen Machtpolitik begreift. Die Europä-
ische Union verfolgt deshalb die Verschmelzung ziviler 
und militärischer Außenpolitik. Ziel ist es dabei nicht, 
Krieg als Mittel der Politik abzulösen, sondern die Si-
cherheitspolitik durch die Verknüpfung und Koordi-
nierung des Einsatzes von Militär mit zivilen Mitteln 
in ihrer Effektivität zu steigern. In der ESS wird dem-
entsprechend hervorgehoben: „Die Union könnte einen 
besonderen Mehrwert erzielen, indem sie Operationen 
durchführt, bei denen sowohl militärische als auch zi-
vile Fähigkeiten zum Einsatz gelangen.“12 Als „zivile“ 
Mittel gelten dabei etwa Diplomatie, Handels-, Wirt-
schafts- und Entwicklungspolitik aber auch schlicht der 
Einsatz paramilitärischer Gendarmerie-Polizisten an-
stelle von Soldaten. Die Hauptgefahr dieses Konzeptes 
liegt darin, dass Alternativen zu einer militarisierten 
Machtpolitik durch einen umfassenden Sicherheitsbe-
griff vereinnahmt und dadurch nicht mehr unabhängig 
von militärisch geprägten Bedrohungslogiken wirksam 
werden können.13 
Neben die Bedrohung durch regionale Konflikte in 
der Nachbarschaft der EU, etwa im ehemaligen Ju-
goslawien, benennt die in der ESS dargelegte Analyse 
den „internationalen Terrorismus“, die „Proliferation 
von Massenvernichtungswaffen“ und den „Zerfall“ von 
Staaten als wichtige Quellen der Unsicherheit. Zusam-
mengefasst heißt es dann: „Im Zeitalter der Globalisie-
rung können ferne Bedrohungen ebenso ein Grund zur 
Besorgnis sein wie näher gelegene. [...] Die erste Ver-
teidigungslinie wird oftmals im Ausland liegen. […] 
Konflikten und Bedrohungen kann nicht früh genug 
vorgebeugt werden.“14 Die Strategie wird auf präven-
tive Interventionen ausgerichtet, die neben zivilen auch 
militärische Mittel als Instrumente der Politik explizit 
einschließen. So soll wenn nötig „robustes Eingreifen“ 
teil einer aktiven EU-Politik werden.15 
Die EU hat in diesem Kontext den Weltraum als In-
strument zur Durchführung ihrer Politik entdeckt, der 
ganz im Sinne des neuen Sicherheits-Paradigmas nutz-
bar gemacht werden soll.
1.2 Rüsten für den neuen Auftrag
Welche konkreten Aufträge auf europäische Streitkräfte 
in diesem Kontext zukommen, ist durch die sog. „Pe-
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tersberg-Aufgaben“ definiert. Der Aufgaben-Katalog, 
der 1992 vom Ministerrat der Westeuropäischen Union 
(WEU), die im Rahmen des Ost-West-Konflikts den eu-
ropäischen Pfeiler der NATO darstellte, aufgestellt wur-
de, hat parallel zur sukzessiven Integration dieser Orga-
nisation in die EU Eingang in die ESVP gefunden.16 Er 
umfasst humanitäre und Rettungsaufgaben, Friedenser-
haltung und Aufgaben von Kampftruppen im Krisen-
management inkl. Friedensschaffung17 und damit ein 
Spektrum von der Katastrophenhilfe bis zum „robusten 
Eingreifen“ also der militärischen Intervention. Im Ver-
trag von Lissabon bzw. EU-Reformvertrag18 wird dieses 
Spektrum noch ausgeweitet und soll jetzt auch sog. „ge-
meinsame Abrüstungsmaßnahmen“ und „Operationen 
zur Stabilisierung der Lage nach Konflikten“ beinhal-
ten.19 Die hier gemeinten „Abrüstungsmaßnahmen“ 
beziehen sich wohlgemerkt auf Staaten außerhalb der 
EU, es handelt sich also um präemptive oder präventive 
Angriffe zur Vernichtung von Rüstungspotenzialen in 
anderen Staaten. Für die eigenen Streitkräfte enthält der 
Reformvertrag vielmehr eine Verpflichtung zur Auf- statt 
zur Abrüstung. Die „Operationen zur Stabilisierung der 
Lage nach Konflikten“ meinen nichts anderes als Be-
satzungsregime, wie wir sie schon heute im Kosovo, in 
Afghanistan oder im Irak beobachten können. 
Zur Durchführung dieser Aufgaben sollen Truppen 
einsatzbereit gehalten und Fähigkeiten, die bisher nicht 
oder nur unzureichend in der EU vorhanden waren, 
aufgebaut werden. Kurz nach dem Ende des Kosovo-
Krieges im Jahr 1999, sagte der damalige Bundeskanzler 
Gerhard Schröder in einer Rede vor der französischen 
Nationalversammlung in Bezug auf die ESVP20: 
„Im Vordergrund steht dabei neben der Schaffung 
krisentauglicher Entscheidungsmechanismen vor 
allem die Verbesserung der militärischen Fähigkeiten 
der Europäischen Union. Nicht zuletzt die Krise 
im Kosovo hat gezeigt, dass wir Europäer sowohl 
im Bereich der Aufklärung [Hv.d.A.] als auch beim 
Lufttransport Defizite haben. Hier müssen wir 
handeln, denn wir können nicht darauf zählen, die 
Hilfsbereitschaft unserer amerikanischen Freunde 
stets und überall grenzenlos in Anspruch nehmen 
zu können. Unsere Verantwortung aber auch unser 
Selbstwertgefühl als Europäer gebieten es, dass wir 
Europäer selbst uns mit den hierzu notwendigen 
Mitteln ausstatten.“ (Gerhard Schröder)
Zu den identifizierten „Defiziten“ zählt also insbe-
sondere die Aufklärung. Schröder hielt seine Rede im 
Vorfeld des im selben Jahr stattfindenden Gipfels des 
Europäischen Rates in Helsinki, bei dem konkrete Be-
stimmungen zu Personalstärke, Einsatzfähigkeit und 
Ausstattung der europäischen Interventionskräfte, im 
sog. „Helsinki Headline Goal“ festgehalten wurden. 
Kern dieses Dokuments ist die Fähigkeit, Soldaten in-
nerhalb kurzer Zeit und nahezu weltweit im Rahmen 
der Petersberg-Aufgaben einsetzen zu können. Wie 
schon in der zitierten Rede Gerhard Schröders, stehen 
dabei die „strategische Aufklärung“ bzw. „Mittel für 
die Überwachung und die militärische Frühwarnung“ 
ganz oben auf dem Wunschzettel.21 In den Folgejahren 
wurde das Helsinki Headline Goal zum „Headline Goal 
2010“ weiterentwickelt und in mehreren Konferenzen 
bzw. im Rahmen des European Capabilities Action Plan 
(ECAP) Schritt für Schritt zur Umsetzung gebracht.22 
Im Rahmen des ECAP wurde auch eine Arbeitsgruppe 
eingerichtet, die sich mit Weltraumkapazitäten beschäf-
tigen sollte.23 Welche Möglichkeiten die EU durch ihre 
neu gewonnene Kriegsführungsfähigkeit erhalten hat, 
zeigt sich seit dem Jahr 2003 in einer Reihe polizeilicher 
(„ziviler“) und militärischer Operationen vornehmlich 
auf dem Balkan und in Afrika. 
1.3 Was der Weltraum leisten soll
Im Umfeld militärischer Operationen, die durch den 
Einsatz flexibler, hochmobiler Einheiten in einem groß-
en Einsatzgebiet geprägt sind, das zudem weit von Euro-
pa entfernt und den Soldaten wenig bekannt sein kann, 
spielen weltraumgestützte Aufklärungsfähigkeiten eine 
entscheidende Rolle. Es ist also kein Zufall, dass neben 
dem Lufttransport die strategische und taktische Auf-
klärung zu den größten qualitativen Defiziten der EU-
Interventionsfähigkeit gezählt wird. Außerdem werden 
Gebiete, die für die EU aus sicherheitspolitischer Sicht 
von generellem Interesse sind, auch unabhängig von 
konkreten Einsätzen per Satellit sozusagen vorsorglich 
überwacht.24
Allgemein herrscht Einigkeit über die große Bedeu-
tung des Weltraums für die moderne Kriegsführung. So 
schreibt Oberstleutnant i.G. Stefan Klenz, Planer im 
Führungsstab der deutschen Luftwaffe: „Die Verfügbar-
keit von Satelliten wird in immer stärkerem Maße zur 
Grundvoraussetzung für die Funktionsfähigkeit mo-
derner Streitkräfte.“25 Der Politikwissenschaftler Götz 
Neuneck formuliert es folgendermaßen: „Heute [sind] 
für global agierende Streitkräfte im Rahmen der ‚Revo-
lution in Military Affairs‘ viele Weltraumanwendungen 
im Bereich Kommunikation, Aufklärung und Naviga-
tion unverzichtbar. Die Verwendung von Satelliten hat 
die moderne Kriegführung grundlegend verändert.“26 
Neben der Aufklärung kommen hier noch die Kommu-
nikation und Navigation zum weltraumbasierten Fä-
higkeitspaket hinzu. Zurzeit sind es also insgesamt drei 
militärisch relevante Dimensionen der Nutzung des 
Weltraums, ohne die Einsätze, wie sie den EU-Strategen 
vorschweben, faktisch nicht durchführbar wären. 
Die „Fortschritte“, die mit Hilfe von Satelliten erzielt 
werden können, wirken sich auf den einzelnen Stufen 
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der Kriegsplanung und -durchführung in vielfältiger 
Weise aus: Um ein Bild der Lage in einem potenziellen 
Einsatzgebiet zu erhalten, werden zunächst Bilder von 
Aufklärungssatelliten ausgewertet. Mit deren Hilfe kön-
nen Aussagen über die Position und Alarmbereitschaft 
gegnerischer Streitkräfte und Einrichtungen getroffen, 
Karten des Einsatzgebiets erstellt und neuralgische Po-
sitionen darin identifiziert werden, ohne in das Territo-
rium oder den Luftraum fremder Staaten eindringen zu 
müssen. Außerdem werden mit Hilfe solcher Daten im 
Voraus Ziele beispielsweise für Bombenangriffe sowie 
Anflugrouten bestimmt. Hat der Einsatz einmal begon-
nen, können unter anderem Truppen- und Flüchtlings-
bewegungen sowie angerichtete Schäden mit Hilfe von 
Satellitenbildern analysiert, und unmittelbar auf Verän-
derungen reagiert werden.27 Jenseits intensiver Kampf-
handlungen erleichtern Aufklärungssatelliten auch die 
Stabilisierung bzw. Besatzung weiträumiger Gebiete, da 
sie großflächige Überwachungsaktivitäten ermöglichen 
und so die Anzahl benötigter Soldaten zur Kontrolle 
dieser Gebiete verringern. Auch die Kommunikation 
zwischen den Soldaten und ihren Befehlshabern spielt 
sich über Satelliten ab, z.B. bei der Operation EUFOR 
DR Congo, zur Absicherung der kongolesischen Präsi-
dentschaftswahlen von 2006. Sie wurde per Fernmel-
desatellit vom deutschen Einsatzführungskommando in 
Potsdam-Geltow aus geleitet. Auf diese Weise können 
Truppen weltweit und unabhängig von lokaler Infra-
struktur befehligt werden. Die Rolle der satellitenge-
stützten Navigation wächst ebenso rasch an. Sie kommt 
in militärischen Fahrzeugen zum Einsatz, lenkt aber 
auch einen immer größeren Anteil verwendeter Bom-
ben und Raketen ins Ziel und ermöglicht zukünftig 
die verstärkte Nutzung unbemannter Drohnen. In den 
USA und vielen Mitgliedstaaten der EU wird, wenn ak-
tuelle Planungen im gewünschten Umfang umgesetzt 
werden, mittelfristig jeder Soldat Zugriff auf ein Satel-
litennavigationsgerät zur Orientierung im Einsatzgebiet 
haben.28 
Die hier beispielhaft skizzierten Verwendungsmög-
lichkeiten sollen nur einen ungefähren Eindruck von 
der schon heute erreichten Relevanz weltraumgestütz-
ter Systeme für die moderne Kriegsführung geben. Die 
zunehmende Ausbreitung der Systeme aus allen drei 
Kategorien, von der strategischen Führungsspitze bis 
hinunter zu den einzelnen Soldaten, zeugt von einer 
Entwicklung, an deren Ende eine vernetzte Truppe ste-
hen soll, die sich auf allen Ebenen von der Aufklärung 
über die Führung bis zum Kampf auf Satellitensysteme 
stützten wird.29 Dadurch soll sie weltweit schnell und 
mit tödlicher Präzision einsetzbar sein.
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2. Ein neues Kapitel der europäischen Raumfahrt
In etwa parallel zum Aufbau der ESVP wurden ab dem 
Jahre 1999 konkrete Schritte zur Ausgestaltung einer 
Weltraumpolitik für die EU unternommen. Ziel dieser 
Anstrengungen ist es, den Raumfahrtsektor aktiv in die 
EU-Politik einzubeziehen, da er als Querschnittsektor 
für die technologische Entwicklung in vielen Bereichen 
wie Telekommunikation, Landwirtschaft und Waren-
transport und dadurch auch für viele Politikfelder von 
zunehmend existenzieller Bedeutung ist. Dem waren 
schon seit den 80er Jahren nationale und bilaterale Ak-
tivitäten insbesondere Frankreichs und Deutschlands 
sowie Forschungs- und Lobbytätigkeiten u.a. bei der 
Europäischen Weltraumorganisation (ESA), zur Euro-
päisierung militärisch relevanter Weltraumsysteme vor-
angegangen.30 
Mit der Vorlage eines Strategiepapiers für die euro-
päische Raumfahrt31 im Herbst 2000, das von der EU-
Kommission in Zusammenarbeit mit der ESA und auf 
Anforderung des Rates der Europäischen Union (Rat) 
erarbeitet wurde, gewann die Diskussion auf EU-Ebe-
ne schließlich an Fahrt. Diese Strategie sollte nach dem 
Willen der Autoren, „zum Dreh- und Angelpunkt eu-
ropäischer Raumfahrtaktivitäten werden und ein neues 
Kapitel der europäischen Raumfahrt aufschlagen.“32 Ein 
neues Kapitel, das von Anfang an auch im Dienst der 
ESVP stehen sollte. So heißt es in dem Text an anderer 
Stelle: „Um die Zielsetzungen der GESVP [Gemeinsame 
Europäische Sicherheits- und Verteidigungspolitik A. d. 
A.] zu erreichen, sollte die EU in der Lage sein, eine 
Vielzahl militärischer und ziviler Mittel für die Infor-
mationsbeschaffung und das Krisenmanagement in An-
spruch zu nehmen.“33 Im weiteren Konsultationsprozess 
wurden schließlich mit der Veröffentlichung eines ers-
ten Grünbuchs34 und des Weißbuchs35 zur Weltraum-
politik im Jahr 2003, das einen Entwurf für ein koor-
diniertes „europäisches Raumfahrtprogramm“ enthält, 
die Leitlinien für ein erheblich gesteigertes Engagement 
der EU in diesem Politikfeld geschaffen. Die endgültige 
Verankerung der Weltraumpolitik auf EU-Ebene soll 
schließlich der EU-Reformvertrag bringen, denn durch 
dessen Abschluss wird die Raumfahrt zum ersten Mal 
explizit in das Vertragswerk der EU integriert. Mit In-
krafttreten des Reformvertrags wird ein neuer Artikel 
172a in den Vertrag von Rom (EGV) aufgenommen, in 
dem es unter Absatz 1 heißt: „Zur Förderung des wis-
senschaftlichen und technischen Fortschritts, der Wett-
bewerbsfähigkeit der Industrie und der Durchführung 
ihrer Politik arbeitet die Union eine europäische Raum-
fahrtpolitik aus.“36 
Im Weißbuch zur Weltraumpolitik stützt sich die EU-
Kommission im Wesentlichen auf vier Argumente, die 
eine Ausdehnung der Aktivitäten in diesem Feld be-
gründen sollen.37 Zunächst verspricht sie sich eine Be-
schleunigung der wirtschaftlichen Entwicklung sowie 
eine Stärkung der Spitzenforschung in der Union durch 
die verstärkte Nutzung von Satelliten und Raumfahrt-
Technologien. Das in der Lissabon-Strategie festgehal-
tene Ziel, der wettbewerbsfähigste, wissensbasierte Wirt-
schaftsraum zu werden, soll hier den Rahmen bilden. 
Da der Weltraum als entscheidender Bereich für viele 
Politikfelder der EU angesehen wird, gilt der Zugang zu 
Technologien und Trägerraketen bzw. Startkapazitäten 
als strategische Ressource der EU-Politik. Die Sicher-
stellung eines autonomen Zugangs ins All wird daher 
als strategisches Ziel für Europa identifiziert. Die Welt-
raumtechnologie und insbesondere die Satellitenkom-
munikation sollen darüber hinaus speziell im Hinblick 
auf die neuen Mitgliedsstaaten und benachteiligte Regi-
onen integrative Wirkungen entfalten. Mit ihrer Hilfe 
soll der sog. „digitale Graben“ überbrückt werden, der 
sich durch den selektiven Zugang zu Hochgeschwindig-
keitstelekommunikationsnetzen ergibt. Schließlich soll 
der Weltraum für die europäische Sicherheit und Vertei-
digung nutzbar gemacht werden, da „Raumfahrttechno-
logie, -infrastruktur und -dienste […] ein wesentlicher 
Baustein für einen der dynamischsten Politikbereiche 
der EU - die Gemeinsame Außen- und Sicherheitspoli-
tik (GASP) und die Europäische Sicherheits- und Ver-
teidigungspolitik (ESVP) [sind].“38 
Insgesamt wird auch auf das Gebiet der Weltraumpo-
litik der Topos einer aktiven und unabhängigen Welt-
politik für die EU übertragen, die dem ökonomischen 
Gewicht der Union in der Welt entsprechen müsse. So 
weist Pia Kohorst in einer Analyse der europäischen 
Weltraumpolitik darauf hin, dass der Weltraum für 
die EU in zweierlei Hinsicht von strategischer Bedeu-
tung ist. Zum einen dank seiner „Katalysatorfunktion 
für eine wirtschaftliche Führungsrolle der EU auf dem 
Gebiet der Weltraumtechnologien und -anwendungen. 
Zum anderen erfüllt der Weltraum eine emanzipato-
rische Funktion für die wachsende und in politischer, 
wirtschaftlicher und militärischer Hinsicht selbstständig 
agierende Europäische Union.“39 Ebenso sind die Auto-
ren des Weißbuchs zur Raumfahrtpolitik davon über-
zeugt, „dass die Raumfahrt Europa dabei helfen wird, 
ein besserer Nachbar und ein respektierter Partner der 
globalen Gemeinschaft zu sein. […] Außerdem wird die 
Europäische Union besser für eine globale Führungsrol-
le auf politischem, wirtschaftlichem und wissenschaft-
lichem Gebiet ausgestattet.“40 Die angestrebte Rolle als 
globaler Akteur, wie sie in der Europäischen Sicherheits-
strategie dargelegt wurde, findet also ihre Entsprechung 
in der strategisch wichtigen Weltraumpolitik. Obwohl 
die Union mit der Stärkung ihrer Raumfahrtaktivitäten 
ein ganzes Bündel von Zielen erreichen will, erscheint 
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es daher nur kohärent, wenn dabei der Steigerung eu-
ropäischer Fähigkeiten zur Durchführung von weltwei-
ten Interventionen bzw. Kriegen durch die Nutzung des 
Weltraums hohe Priorität eingeräumt wird. 
2.1 Weltmacht braucht Weltraummacht
Seit den ersten Tagen der entstehenden EU-Weltraum-
politik haben Wissenschaftler, Politiker und Lobbyisten 
mit teilweise engen Verbindungen zu EU-Gremien, zu 
nationalen Streitkräften oder zur Rüstungsindustrie in 
verschiedenen Studien und Statements auf die große 
Relevanz des Weltraums für die ESVP hingewiesen und 
die Nutzung der entsprechenden Potenziale betrieben. 
Einen ersten Schritt machte eine von der EU-Kom-
mission im Jahr 2001 gebildete Beratergruppe, die sich 
mit der Situation im Luft- und Raumfahrtsektor be-
schäftigen sollte. An der illustren Runde nahmen neben 
fünf Mitgliedern der Kommission, zwei EU-Parlamen-
tariern und Javier Solana, dem Hohen Repräsentanten 
für die GASP, auch sieben Vorstandsvorsitzende bzw. 
Geschäftsführer der wichtigsten europäischen Luft-, 
Raumfahrt- und Rüstungsunternehmen teil.41 Aus der 
Sicht der Beratergruppe können „Weltraumanwen-
dungen verschiedene Ziele der GASP unterstützen“.42 
In ihrem Abschlussbericht mit dem klangvollen Namen 
„STAR21“ fordert sie daher u.a. die Entwicklung „kom-
plett in Europa verankerter Weltraumverteidigungs- 
und -sicherheitskapazitäten für Überwachung, Aufklä-
rung und Führung inklusive Telekommunikation und 
Ortung.“43  Konkret plädierte sie etwa für den Einsatz 
des Erdbeobachtungsprogramms GMES für die Durch-
führung von Petersberg-Aufgaben.44 
Im Jahr 2003 veröffentlichte das Institut für Strate-
gische Studien der EU (EUISS) ein Papier mit dem Ti-
tel: „Weltraum und Sicherheitspolitik in Europa“, das 
von sechs europäischen Forschungsinstituten verfasst 
wurde. Hier heißt es, dass „die Weiterentwicklung von 
GASP und ESVP eine Reihe von weltraumbasierten Fä-
higkeiten und Anwendungen erfordert“.45 Die Studie 
weist außerdem darauf hin, dass „kritische Defizite im 
Krisenmanagement bis zu einem gewissen Maß in di-
rektem Zusammenhang zu Kapazitäten der Weltraum-
technologie stehen“.46 Unter den Verfassern finden sich 
Wissenschaftler aus Deutschland, Frankreich, Großbri-
tannien, Italien und vom EUISS selbst. 
Nach der Veröffentlichung des Weißbuchs zur Raum-
fahrtpolitik setzte die EU-Kommission im Juni 2004 
eine weitere Expertenrunde ein, die sich mit konkreten 
Problemen und Lösungen bei der Weltraumnutzung für 
die militärischen Ambitionen der EU beschäftigte. Der 
Bericht dieses „Sachverständigengremium zu Weltraum 
und Sicherheit“ (SPASEC) listet u.a. die möglichen Nut-
zer, ihre konkreten Bedürfnisse sowie bestehende Mög-
lichkeiten und zu schließende Lücken im sicherheitspo-
litisch-relevanten Fähigkeitsspektrum der europäischen 
Raumfahrt auf.47 Unter den Schlussfolgerungen des 
SPASEC-Reports findet sich schließlich die Forderung, 
dass „den Sicherheitsanwendungen im Weltraum eine 
hohe Relevanz im bevorstehenden Europäischen Welt-
raumprogramm eingeräumt werden sollte.“48 Außerdem 
sollten die fragmentierten Anforderungsprofile und An-
gebote im Bereich europäischer Weltraumtechnologie 
mit Hilfe der EU-Rüstungsagentur (EDA) harmoni-
siert werden.49 Im Einzelnen werden, neben dem schon 
bekannten Trio aus Satellitenaufklärung, Telekommu-
nikation und Navigation/Positionierung, eine Reihe 
weiterer Satellitensysteme für die militärische Nutzung 
gefordert. Darunter Satelliten zum weltweiten Abhören 
von funkgestützter Kommunikation und zur Ortung 
elektromagnetischer Strahlung, etwa von Radaranlagen 
(Insgesamt als Signal Intelligence (SIGINT) bezeichnet), 
ein Frühwarnsystem zur globalen Erkennung von Ra-
ketenstarts und ein unabhängiges europäisches Welt-
raumüberwachungssystem, um ein Lagebild ähnlich der 
Luftraumüberwachung generieren zu können.50 Hinter 
dem letzten Punkt steht die Auffassung, dass analog zur 
verstärkten militärischen aber auch zivilen Nutzung des 
Weltraums bekannte Bedrohungen, etwa durch Welt-
raumschrott und neue z.B. durch Anti-Satelliten-Waf-
fen mehr Beachtung geschenkt werden muss. Die EU 
soll sich darauf einrichten, dass der Weltraum als Teil 
des Schlachtfelds in zukünftigen Kriegen an Bedeutung 
gewinnen wird. 
Bei Entwicklungen und Entscheidungen, die die 
GASP oder die ESVP betreffen, kommt neben der EU-
Kommission dem Rat der Europäischen Union beson-
dere Bedeutung aufgrund der weitgehend zwischenstaat-
lichen (statt supranationalen) Entscheidungsmodi in 
diesem Bereich zu. Ebenso wie die Kommission begrüßt 
auch der Rat die Entwicklung von Weltraumsystemen 
für die ESVP und treibt sie voran. In dem Papier: „Eu-
ropäische Weltraumpolitik: ESVP und der Weltraum“ 
vom November 2004 legt er die Notwendigkeit dar, Sa-
tellitensysteme für Erdbeobachtung, Kommunikation, 
Navigation/Ortung und Weltraumüberwachung für die 
EU zur Verfügung zu stellen.51 Bei der Fortentwicklung 
der europäischen Strategie für den Weltraum sollte die 
EU nach Ansicht des Rates „alle identifizierten und ab-
gemachten zivilen und militärischen Anforderungen 
der ESVP berücksichtigen.“52 
Lobbyverbände bilden neben EU-Gremien und staats-
nahen Forschungseinrichtungen eine dritte einfluss-
reiche Kraft in der Diskussion um Weltraum und Si-
cherheit. So etwa die Lobbyorganisation New Defence 
Agenda (NDA)53, die auf EU-Ebene aktiv ist und maß-
geblich von der Rüstungsindustrie unterstützt wird. Im 
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Exkurs: ESA nimmt Abschied von der friedlichen Weltraumnutzung
Die jüngere Geschichte der Raumfahrt in Europa wurde seit deren Gründung 1975 maßgeblich durch die Europäische Weltraumorganisati-
on (ESA) koordiniert und gelenkt. Die ESA ist eine internationale Organisation, der neben 15 EU-Mitgliedstaaten mit Norwegen und der 
Schweiz auch zwei Staaten angehören, die nicht Mitglied in der Europäischen Union sind. Ihr Auftrag ist es laut Satzung, „die Zusammen-
arbeit europäischer Staaten für ausschließlich friedliche [Hv. d. A.] Zwecke auf dem Gebiet der Weltraumforschung, der Weltraumtechnologie 
und ihrer weltraumtechnischen Anwendungen […] sicherzustellen und zu entwickeln.“1 Unter dieser Prämisse hat die ESA zahlreiche meist 
wissenschaftliche aber auch kommerzielle Programme von der Erforschung fremder Planeten bis zur Bereitstellung von Telekommunikati-
onssatelliten durchgeführt. Dabei unterscheidet sich die Organisation in ihrer institutionellen Funktionsweise insofern von der Europäischen 
Union, als sie keine vergleichbaren Elemente transnationaler Staatlichkeit aufweist. Ihre Aufgabe besteht in der Koordinierung und Effizi-
enzsteigerung des Ressourceneinsatzes ihrer Mitgliedsstaaten, wobei sie zwar eine begrenzte institutionelle Eigendynamik aber keine eigene 
Politik entsprechend der EU-Politik entwickelt. 
Der friedliche Auftrag der ESA hat zwar bisher militärische Raumfahrtprogramme unter direkter Beteiligung der Organisation ausge-
schlossen, die Durchführung solcher Programme in nationaler Regie wurde aber in vielen Fällen unterstützt. So starten militärische Kom-
munikations- und Aufklärungssatelliten unter anderem für die Streitkräfte Frankreichs und Großbritanniens vom großteils ESA-finanzierten 
Weltraumbahnhof in Französisch-Guayana.2 In die Umlaufbahn gebracht werden sie von der ebenfalls maßgeblich mit Geldern der ESA 
entwickelten Ariane-Rakete.3 
In die Pläne zur militärischen Nutzung des Weltraums durch die EU ist die ESA auf vielfältige Weise eingebunden. So werden die dual-
use Systeme Galileo und GMES, die als Flagschiffe der EU-Weltraumpolitik gehandelt werden, von der ESA mitfinanziert und entwickelt. 
Grundsätzlich sind die Rollen der beiden Organisationen in einer entstehenden europäischen Weltraumpolitik klar verteilt. Ihre Zusam-
menarbeit ist in einem Rahmenabkommen vom November 2004 geregelt, dessen Ziele die Harmonisierung des Bedarfs der EU an Raum-
fahrtsystemen für ihre Politik mit den Tätigkeiten der ESA, die solche Systeme zur Verfügung stellen soll, beinhalten.4 Außerdem wurde in 
diesem Vertrag die Einrichtung des Europäischen Weltraumrates beschlossen, der die Zusammenarbeit beider Organisationen koordinieren 
soll. Die ESA wird dabei im Prinzip ausführendes Organ einer EU-Weltraumpolitik, die militärische und militärisch genutzte Systeme 
beinhaltet bzw. beinhalten soll. Eine besondere Problematik ergibt sich aus dieser Entwicklung für die Schweiz, die als neutraler Staat der 
ESA angehört. Mit der Kooperation zwischen ESA und EU bei der Militarisierung des Weltraums ergibt sich für die Schweiz die Frage, ob 
man sich entgegen dem Neutralitätsprinzip zum Komplizen einer Aufrüstung machen will, die schon jetzt ihre Wirksamkeit in zahlreichen 
Einsätzen von EU-Truppen eindringlich unter Beweis stellt. Die offensichtliche Bereitschaft der Schweiz, sich an militarisierten Projekten 
in Kooperation mit der EU zu beteiligen, zeigt sich beispielsweise in ihrer Unterzeichnung des Sicherheitsabkommens der ESA zum Schutz 
sensibler zivil-militärischer Vorhaben.5
Das Selbstverständnis der ESA bleibt vom Wandel im Zeichen des wachsenden militärischen Aufgabenspektrums nicht unberührt, obwohl 
innerhalb der Organisation längst nicht alle Mitarbeiter-/innen damit einverstanden sein dürften. In der „Agenda 2007“ des Generaldirek-
tors der Organisation, in der die Leitlinien für die ESA-Politik von 2003 bis 2007 festgehalten wurden, ist etwa die Rede davon, dass die 
„ESA sich in einer Weise entwickeln muss, die technische und industrielle Synergien unterstützt, inklusive solcher für Weltraumentwick-
lungen, die für zukünftige Verteidigungssysteme benötigt werden.“6 Außerdem müsse die ESA sich anpassen, um „die besten Antworten 
im Weltraumbereich für die Bedürfnisse und Forderungen der Europäischen Union und ihrer Institutionen zu finden, inklusive derjenigen, 
die sich mit Verteidigung beschäftigen.“7 In der aktuellen „Agenda 2011“ wird nochmals die „Integration der Sicherheits-Dimension in die 
europäische Weltraumpolitik“ als eine von drei Prioritäten für die Aktivitäten der ESA von 2007 bis 2011 bezeichnet.8 In einem Interview für 
die Zeitschrift wehrtechnik sagte Ralf Klädtke, Vizepräsident von EADS SPACE zur Rolle der ESA: „Bereits im März 2004 wurde aufgrund 
des erweiterten Sicherheitsbegriffs im Rahmen des ESA-Rats entschieden, dass auch die europäische Raumfahrtagentur einen Beitrag zu Si-
cherheit und Verteidigung in Europa leisten soll. Die ESA hat daraufhin ein Security Office eingerichtet und im ESA Langzeitplan ab 2008 
etwa eine Milliarde € für Sicherheit und Verteidigung eingeplant.“9 Während in der EU die sprachliche und programmatische Vermischung 
von ziviler Sicherheit und militärischer Verteidigung bzw. Kriegsführung ihren deutlichsten Ausdruck schon 2003 in der Europäischen Si-
cherheitsstrategie fand, übernimmt die ESA dieses Konzept jetzt mit leichter Verspätung. So wird zwar in der Agenda 2011 noch zwischen 
Anforderungen des Zivilschutzes und militärischen Anwendungen unterschieden, ihre Verknüpfung und die so zu erreichenden Synergien 
werden allerdings auch hier zum Ziel erklärt.10 
Um die mittlerweile recht deutliche Betonung des Militärbereichs mit dem rein friedlichen Auftrag der ESA in Einklang zu bringen, hat 
man eine Sprachregelung entwickelt, die diesen Widerspruch entschärfen soll. Nachlesen kann man sie z.B. in einem Zitat aus dem Munde 
von Gerhard Bauer, Vorsitzender des neuen Sicherheitsbüros der ESA. Als Gastredner bei einer Diskussionsveranstaltung der Lobbyorgani-
sation NDA erklärte er, dass in der ESA-Terminologie mit „friedlicher“ Zusammenarbeit nicht-aggressive statt nicht-militärische gemeint 
sei.11 Inwiefern Satellitensysteme, die zur globalen Einsetzbarkeit von europäischen Streitkräften und zur Ausspionierung fremder Staaten 
beitragen, als nicht-aggressiv bezeichnet werden können, darf allerdings mit Recht bezweifelt werden. Die Militarisierung der europäischen 
Raumfahrt macht offensichtlich weder vor dem Tätigkeitsbereich noch vor dem Selbstverständnis der ESA halt. 
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Dezember 2004 wurde auf einer ihrer Tagungen die Fra-
ge diskutiert, welchen Nutzen ein europäisches Engage-
ment im Weltraum für die Verteidigung haben werde.54 
Die Redner des Podiums, unter ihnen Vertreter der EU 
Kommission, der EDA, der ESA und der Bundeswehr, 
waren sich anscheinend einig, dass der Weltraum mili-
tärisch genutzt werden müsse. Unter dem Titel: „Was 
werden die Verteidigungsanwendungen der EU-An-
strengungen im Weltraum sein?“, diskutierte man nur 
noch die Frage wie und nicht ob militärische Weltraum-
Aktivitäten auf EU-Ebene organisiert werden sollten.55 
Zu den einflussreichsten EU-Politikern, die die si-
gnifikante sicherheitspolitische Intention hinter den 
Bemühungen zur Stärkung der Rolle der EU in der 
Raumfahrt unterstrichen haben, gehört Forschungs-
kommissar Philippe Busquin, der Anfang 2003 poli-
tische Anstrengungen zur Erarbeitung des europäischen 
Raumfahrtprogramms durch die „momentanen welt-
weiten Spannungen und Bedrohungen der Sicherheits-
lage“ begründet sah und die zwingende Notwendigkeit 
einer Sicherheitskomponente der künftigen Weltraum-
politik unterstrich.56 EU-Vizekommissionspräsident 
Günter Verheugen, der in der Diskussion um die ESVP 
mit der Position auffiel, die EU müsse zur Weltmacht 
werden, sagte unter Bezugnahme auf GMES, einem 
Kernprojekt der europäischen Weltraumpolitik: „Mit 
diesem Projekt meldet sich die EU als Weltraummacht 
[Hv. d. A] an.“57 Eine Begriffs-Übereinstimmung, die in 
diesem Kontext nicht ganz zufällig sein dürfte. 
Nicht nur in der Kommission, auch im Europäischen 
Parlament (EP) gibt es entschiedene Fürsprecher einer 
militarisierten EU-Weltraumpolitik. Der wichtigste un-
ter ihnen dürfte der CDU-Abgeordnete Karl von Wo-
gau sein, Vorsitzender im Parlaments-Unterausschuss 
für Sicherheit und Verteidigung. In einer Anhörung im 
EP zum Beitrag der Weltraumpolitik zur ESVP sagte er: 
„Der freie Zugang zu Informationen aus dem All wird 
heutzutage immer wichtiger. [...] Europa braucht Infor-
mationssatelliten für militärische Missionen, um seine 
Grenzen zu schützen, um eine sensible Infrastruktur zu 
gewährleisten.“58 In dem von ihm verfassten Einfüh-
rungstext zur Anhörung heißt es: „Satellitengestützte 
Systeme [...] sind von großem Vorteil für die ESVP.“59 
In einem Artikel für die Zeitschrift „Europäische Si-
cherheit“ schrieb von Wogau zudem bezüglich der 
Ausrüstung europäischer Streitkräfte: „Wir brauchen 
Satellitenaufklärung für gemeinsame europäische Ein-
sätze [...] Informationen, die wir gemeinsam benötigen, 
sollten wir uns auch gemeinsam beschaffen.“60 Es ist an-
gesichts dieser Aussagen nicht verwunderlich, dass die 
drei hier zitierten Politiker maßgeblich daran beteiligt 
sind, der EU-Weltraumpolitik den ESVP-Stempel auf-
zudrücken.
Über eine breite Front einflussreicher Akteure hin-
weg besteht Einigkeit, dass eine Sicherheits- und Ver-
teidigungspolitik, die europäische Werte und Interessen 
weltweit und mit möglichst allen Mitteln durchsetzten 
will, nicht ohne Weltraumsysteme auskommen kann. 
In den Worten Günter Verheugens könnte man sagen, 
die EU kann keine Weltmacht werden, ohne Welt-
raummacht zu sein. Vorangetrieben werden entspre-
chende Bemühungen, wie die beispielhaft aufgeführ-
ten Dokumente und Äußerungen zeigen, von einem 
Konglomerat aus EU-Kommission, Rat und der euro-
päischen Raumfahrt-/Rüstungsindustrie sowie einigen 
wissenschaftlichen Beratern, die meist aus nationalen 
Raumfahrtagenturen oder staatsnahen Forschungsin-
stituten kommen. Innerhalb dieser Institutionen und 
Verbände sind Vertreter aus den großen EU-Staaten 
mit eigenen nationalen Raumfahrtprogrammen und 
-agenturen die stärksten Triebkräfte. Dazu zählen ins-
besondere Frankreich und Deutschland sowie Italien 
und Spanien, während Großbritannien eine eher ambi-
valente Position einnimmt und Initiativen, die auf eine 
direkte Konkurrenzsituation zu den USA hinauslaufen, 
skeptisch gegenübersteht. Eine besondere Rolle kommt 
des Weiteren der europäischen Raumfahrtorganisation 
ESA zu (siehe Kasten). Schließlich sollte der Einfluss 
der Industrie in der beschriebenen Akteurs-Konstellati-
on nicht unterschätzt werden, da ihre Vertreter an allen 
offiziellen und mit einiger Sicherheit auch an den inoffi-
ziellen Beratungsprozessen teilnehmen, wie etwa in der 
STAR21- und der SPASEC-Gruppe. Unter anderem 
auf diesem Weg können sie die EU-Politik im Sinne ih-
rer Profitinteressen mitgestalten.
2.2 Kosten der Aufrüstung im All
Ein wichtiger Indikator für das Gewicht, das einem 
Themenaspekt im politischen Prozess zuerkannt wird, 
ist die Verteilung von Mitteln. Es ist daher von beson-
derer Bedeutung zu untersuchen, in welchem Maße 
Gelder für die sicherheitsrelevante Raumfahrtpolitik 
der EU aufgewendet werden sollen. Aufschluss geben 
hier das Weißbuch der Kommission zur Weltraumpoli-
tik von 2003 und der daran anschließende Bericht der 
SPASEC-Gruppe.
Neben der Formulierung von Zielen für die euro-
päische Raumfahrtpolitik hat sich die Kommission 
in ihrem Weißbuch auch mit den anfallenden Kosten 
beschäftigt, die für die Erreichung ihrer Zielsetzungen 
notwendig wären. Die Basis für diese Kostenabschät-
zung stellten die Beratungen zum Grünbuch dar, in 
denen die involvierten Akteure aus Politik, Wirtschaft 
und Wissenschaft ihre Meinung zu den Vorschlägen der 
Kommission abgeben bzw. konkrete Forderungen und 
Änderungen einbringen konnten. Auf der Grundlage 
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dieses Konsultationsprozesses also kommt die Kommis-
sion in ihrem Weißbuch zu dem Schluss, dass die jähr-
lichen Ausgaben aller staatlichen Akteure im europä-
ischen Raumfahrtsektor von € 5,38 Mrd. im Jahr 2004 
auf € 8,08 Mrd. im Jahr 2013 gesteigert werden müss-
ten, um die gesetzten Ziele in vollem Umfang zu errei-
chen.61 Die mit Abstand größte Steigerung62 soll dabei 
auf die Ausgaben im Bereich „Sicherheit“ entfallen, die 
bis 2013 um € 750 Mio. erhöht werden sollen.63 Auf 
diesen Bereich entfallen damit 28% der Gesamtsumme, 
die zusätzlich zu den bestehenden Raumfahrtbudgets in 
Europa aufgewendet werden soll. Nur mit einer solchen 
Steigerung können der Kommission zufolge die gefor-
derten „umfangreichen sicherheits-/ und verteidigungs-
relevanten Raumfahrtentwicklungen“ durchgeführt 
werden.64 
Im Anschluss an das Weißbuch hat sich das SPASEC-
Beratergremium mit den konkreten Nutzer-Anforde-
rungen in Verbindung mit der ESVP beschäftigt. In 
diesem Zusammenhang wurde ungefähr veranschlagt, 
wie viel Geld in Zukunft für sicherheitsrelevante Welt-
raumsysteme ausgegeben werden sollte. Ausgehend von 
den öffentlichen Gesamtausgaben in diesem Segment 
in Europa, die nach Auskunft des SPASEC-Berichts 
im Jahr 2004 bei ca. € 1 Mrd. lagen, wird prognosti-
ziert, dass bis 2012 eine Verdopplung dieses Betrags auf 
rund € 2 Mrd. pro Jahr nötig sein wird.65 Hier wird 
nebenbei beispielhaft der Einfluss der Raumfahrt- und 
Rüstungslobby deutlich, denn diese Vorhersage und die 
zugrunde liegenden Berechnungen, die noch über die 
im Weißbuch anvisierte Steigerungsrate hinausgehen, 
wurden dem Gremium von EUROSPACE zur Verfü-
gung gestellt, dem Branchenverband der europäischen 
Raumfahrtindustrie.66 
Auch wenn die beiden Prognosen wegen geringfügiger 
Unterschiede in den Berechnungsgrundlagen leicht aus-
einander liegen, sind sie sich doch einig darin, dass die 
Ausgaben für spezifische ESVP-relevante Weltraumsys-
teme drastisch gesteigert werden müssen. Darüber hin-
aus ist noch zu beachten, dass die hohen Ausgaben für 
die Projekte GMES und Galileo, die neben ihrer zivilen 
Nutzung auch Anwendungen im Rahmen der ESVP 
unterstützen, in diesen Berechnungen nicht inbegriffen 
sind und mit zusätzlichen Mitteln aus zivilen Etats fi-
nanziert werden (s.u.).
2.3 Synergien durch zivil-militärische Nutzung?
Eine zentrale Position im Gesamtkonzept der Milita-
risierung des Weltraums kommt der dualen Nutzung 
(dual-use) der verwendeten Technologien und Systeme 
zu. Gemeint ist der mögliche Einsatz dieser Mittel so-
wohl für zivile als auch für militärische Zwecke. Erdbe-
obachtungssatelliten können beispielsweise ebenso für 
ökologische Studien wie zur militärischen Gefechtsfeld-
überwachung verwendet werden. Von der Verbindung 
ziviler mit militärischen Raumfahrtprojekten verspricht 
man sich in der EU Synergien also den effektiveren Ein-
satz von Mitteln, vor allem aber eine Steigerung der Ak-
zeptanz öffentlicher Ausgaben in diesem Bereich.  Diese 
Intention kann etwa beim Satellitennavigationssystem 
Galileo unterstellt werden, das offiziell immer als rein 
ziviles Projekt bezeichnet wird, während hinter den Ku-
lissen seine militärische Nutzung längst eingeplant wird 
(s. Kap. 3.3). Der Trick besteht somit darin, dass so legi-
timiert werden kann, wieso es ausschließlich aus zivilen 
Etats finanziert wird.
Allgemein spricht etwa der Rat der Europäischen 
Union davon, dass „mehrfach-nutzbare Technologien 
so weit wie möglich genutzt werden sollten.“67 Um die 
Vorteile und Synergien militärisch-nutzbarer, ziviler 
Systeme ausschöpfen zu können, gelte es daher eine 
„umfassende Weltraumpolitik“ zu entwickeln anstatt zu 
versuchen eine reine „Weltraumverteidigungspolitik“ 
zu schaffen.68 In demselben Dokument kritisiert der Rat 
allerdings, dass in einem früheren Strategiepapier von 
EU-Kommission und ESA aus dem Jahr 2000 den Ent-
wicklungen der ESVP zu wenig Beachtung geschenkt 
worden sei und man sich zu sehr auf rein zivile bzw. 
kommerzielle Systeme beschränkt habe. Abgesehen 
davon, dass sowohl die Kommission als auch die ESA 
diesen „Missstand“ mittlerweile gründlich behoben ha-
ben, offenbart sich hier eine grundsätzliche Tendenz in 
der wachsenden Betonung des „dual-use“-Chararkters 
vieler Weltraumtechnologien. Im Mittelpunkt steht 
dabei die Verwendung ziviler Systeme für militärische 
Zwecke, was als nachholender Ausgleich eines früheren 
Ungleichgewichts und der Ausschöpfung grundlos un-
genutzter Ressourcen dargestellt wird. In diesem Sinne 
argumentiert auch der SPASEC-Bericht, die EU müs-
se „eine neue Balance zwischen der zivilen und militä-
rischen Nutzung des Weltraums finden.“69 Der Bericht 
stellt dann fest, dass „die größten Weltraumbestrebun-
gen in Europa über die letzten 30 Jahre primär auf zi-
vile und kommerzielle Anwendungen fokussiert wa-
ren.“70 Im Zeichen der „neuen Balance“ müsse daher 
„der Unterstützung der Sicherheitsbehörden der Union 
größerer Nachdruck verliehen werden.“71 Bezeichnen-
derweise findet sich an keiner Stelle der relevanten Pa-
piere die Forderung, rein militärische Systeme, wie die 
SAR-Lupe-Erdbeobachtungssatelliten der Bundeswehr, 
für die zivile Nutzung zu öffnen. Stattdessen soll bei-
spielsweise Terra-SAR-X, ein ziviles Erdbeobachtungs-
system für militärische Zwecke im Rahmen der ESVP 
eingesetzt werden.72 
Der Begriff dual-use und die oft angeführten Synergien 
verschleiern damit bewusst, dass es sich bei dem Kon-
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zept letztlich um eine Einbahnstraße handelt. Während 
militärisch konzipierte Systeme weiterhin ausschließlich 
militärischen Nutzern vorbehalten bleiben, sollen zivile 
Systeme für militärische Anwendungen zugänglich ge-
macht werden. Auf diesem Wege können Mittel, die ei-
gentlich nicht für das Militär vorgesehen oder als solche 
deklariert sind, an den Augen der Öffentlichkeit vorbei 
für Rüstungszwecke ausgegeben werden. Die Behaup-
tung, so könnten ansonsten brachliegende Potenziale 
sinnvoll ausgeschöpft werden, entspricht dabei nicht 
der Wahrheit, denn um ein System militärisch zu nut-
zen, fallen immer zusätzliche Kosten an. Das fängt bei 
der üblichen Geheimhaltung und erhöhten Sicherheits-
niveaus an, mit denen sensible militärische Daten und 
Projekte im Gegensatz zu zivilen behandelt werden und 
endet etwa im Fall der satellitengestützten Erdbeobach-
tung beim Unterhalt für spezifische Auswertungsein-
richtungen, wie das Satellitenzentrum der EU (EUSC). 
Diese Einrichtungen müssen nach militärischen Vor-
gaben gestaltet sein, um Rohdaten schnell und in der 
geforderten Qualität verarbeiten zu können. Auch die 
EU-Kommission scheint dies im Grunde einzusehen, 
wenn sie z.B. in einer Mitteilung zum Thema GMES 
feststellt: „Eine echte duale Nutzung bedeutet nichts 
anderes als die gemeinsame zivile und militärische 
Nutzung von Daten. Technisch gesehen führt dies zu 
Zusatzkosten für das Bodensegment, wo die Trennung 
zwischen zivilen und militärischen Systemen auch wei-
terhin bestehen bleibt.“73 Darüber hinaus stehen alle 
Satellitenkapazitäten, die für militärische Zwecke ge-
nutzt werden, ob es sich nun um Sendefrequenzen oder 
Satellitenbilder handelt, zivilen d.h. wissenschaftlichen, 
kommerziellen oder sonstigen öffentlichen Anwendern 
nicht mehr zur Verfügung. Im Hinblick auf die Sicher-
heit im Weltraum erhöht sich außerdem die Gefahr für 
die zivile Satelliten-Infrastruktur im Falle einer Kon-
frontation, wenn die Unterscheidung zwischen zivilen 
und militärischen Systemen weiter verwischt wird. Ein 
militärisch genutzter Kommunikationssatellit könnte in 
einem solchen Fall leicht zum Ziel von Angriffen wer-
den, ob er nun unter militärischer Kontrolle steht oder 
nicht. Welche Auswirkungen die militärische Nutzung 
vorgeblich ziviler Systeme hat, kann insbesondere am 
Beispiel Galileo beobachtet werden, dessen Einrichtung 
erhebliche Verstimmungen zwischen der EU und dem 
US-amerikanischen Verteidigungsministerium hervor-
gerufen hat (s.u.).
3. Projekte und Einrichtungen
Neben der Diskussion um eine kohärente EU-Strate-
gie für den Weltraumsektor, wurden bereits einzelne 
Projekte initiiert, um Satellitentechnologie für die po-
litischen und militärischen Ziele der EU zu nutzen. Zu 
diesen Projekten zählen die Einrichtung des EU-Satel-
litenzentrums (EUSC), das die GASP-Gremien durch 
die Auswertung von Satellitenaufnahmen unterstützt, 
ferner das Satellitennavigationssystem Galileo, das die 
EU mit einem unabhängigen Dienst zur Navigation, 
Ortung und präzisen Zeitbestimmung ausstatten soll, 
und die „globale Umwelt- und Sicherheitsüberwa-
chung“ kurz GMES, in deren Struktur Daten verschie-
dener Erdbeobachtungssysteme zusammengefasst und 
diversen institutionellen und privaten Nutzern zur Ver-
fügung gestellt werden sollen. Außerdem gibt es schon 
seit längerer Zeit nationale Raumfahrtprogramme, die 
insbesondere Systeme zur militärischen Nutzung des 
Weltraums für die Mitgliedsstaaten der EU liefern. An 
den hier aufgezählten konkreten Projekten kann die 
Tendenz zur militarisierten Weltraumpolitik im Ein-
zelnen nachvollzogen werden. Sowohl Galileo als auch 
GMES sind als Instrumente für Sicherheitspolitik und 
Militäreinsätze von größtem Wert. Diese Funktion ist 
Teil ihrer Aufgaben und damit auch ein Kriterium beim 
Entwurf bzw. der Weiterentwicklung dieser Kapazitäten. 
Beide Projekte stellen dementsprechend Prototypen der 
in den europäischen Strategiepapieren geforderten dual-
use-Systeme dar.  
3.1 EUSC - Das Satellitenzentrum der Europäischen 
Union 
Eines der signifikantesten Defizite, die in der Ausstat-
tung für die ESVP identifiziert wurden, war der Mangel 
an Satellitenbildern und darauf gestützten Lageinforma-
tionen. Abhilfe sollte das europäische Satellitenzentrum 
in Torrejón bei Madrid schaffen. 1991 durch die WEU 
gegründet, ging es allerdings erst am 1. Januar 2002 mit 
der formalen Eröffnung des EUSC als Agentur des Rates 
der Europäischen Union in die Kontrolle der EU über. 
Die Aufgabe des Zentrums besteht laut Ratsbeschluss 
darin, „im Einklang mit der Europäischen Sicherheits-
trategie Unterstützung bei der Entscheidungsfindung 
im Rahmen der GASP und insbesondere der ESVP, ein-
schließlich Krisenbewältigungsoperationen der Europä-
ischen Union [zu leisten], indem es […] Produkte, die 
aus der Auswertung von Satellitenbildern und Zusatz-
daten […] stammen, zur Verfügung stellt und hiermit 
in Verbindung stehende Dienstleistungen erbringt.“74 
Zu diesem Zweck verfügt das EUSC über ca. 70 Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeiter aus einer Reihe von EU-
Mitgliedsstaaten. Die Fähigkeiten des Zentrums werden 
außerdem beim Training von Personal aus der Union 
und ihren Mitgliedsstaaten für die Analyse und Verar-
beitung von Satelliten- und Luftaufnahmen genutzt. 
Die Rohdaten, die das EUSC verarbeitet, kommen 
bisher vor allem von kommerziellen Anbietern aus den 
USA, Frankreich, Russland, Israel, Kanada und Indien 
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sowie von der ESA.75 Zum Ankauf dieser Bilddaten, 
wird ein bedeutender Teil des EUSC-Budgets aufge-
wendet, das im Jahr 2006 insgesamt € 10,5 Mio. betrug 
und damit seit der Gründung des Zentrums weitgehend 
konstant blieb.76 Der Etat wird prinzipiell nach einem 
BSP-Schlüssel direkt von den EU-Mitgliedsstaaten auf-
gebracht, wodurch das EUSC nicht im Gesamthaushalt 
der EU auftaucht.
Die große Bedeutung des EUSC für die Militarisie-
rung der Europäischen Union zeigt sich in seiner Be-
teiligung an fast allen bisher durchgeführten bzw. noch 
laufenden Operationen der EU.77 So wurden beispiels-
weise im Jahr 2006 für die Operation EUFOR Althea 
in Bosnien-Herzegowina Daten für die Grenzüberwa-
chung geliefert oder für EUFOR DR Congo Städte 
und Flughäfen in der DRK erkundet. Außerdem wer-
den auch andere EU-Institutionen wie die EU-Grenz-
schutzagentur FRONTEX und verschiedene UNO-
Operationen und -Einrichtungen mit Informationen 
versorgt.78 Grundsätzlich kann davon ausgegangen wer-
den, dass Karten und Datenmaterial aus dem EUSC 
Teil der Bewertungsgrundlage sind, wann immer im 
Politischen und Sicherheitspolitischen Komitee (PSK) 
oder im Militärstab der EU (EUMS) Lagebeurteilungen 
zu GASP-relevanten Entwicklungen irgendwo auf der 
Welt erstellt werden.
Im Bereich der militärischen Erdbeobachtung kann das 
EUSC als europäisches Kompetenzzentrum bezeichnet 
werden. Dies drückt sich nicht nur in seiner Funktion 
als Anbieter von Wissen und Training für die EU und 
ihre Mitgliedstaaten aus, sondern auch in seiner Rolle 
beim europäischen Erdbeobachtungsprogramm GMES. 
Das Satellitenzentrum fungiert als Katalysator für die 
Stärkung und Ausgestaltung der militärischen Kompo-
nente in diesem Programm und ist an allen sicherheits-
relevanten Teilprojekten beteiligt, die im Rahmen von 
GMES stattfinden.79 So kann die größte Schwierigkeit 
in der Arbeit des EUSC langfristig beseitigt werden. Da 
das Zentrum ohne die Daten von GMES vor allem auf 
kommerzielle Satellitenaufnahmen von Anbietern aus 
Staaten außerhalb der EU angewiesen ist, hat es keinen 
exklusiven und oft nicht einmal einen gesicherten Zu-
griff  auf diese Bilder. So bestehen beispielsweise viel-
fältige Beschränkungen für die Nutzung von Bildern 
kommerzieller Beobachtungssatelliten aus den USA.80 
Wenn die US-amerikanische Regierung nicht will, dass 
sensible Bilder eines kommerziellen US-Anbieters an die 
EU geliefert werden, kann sie das zudem mit Hilfe von 
Ausfuhrbeschränkungen verhindern.81 Dazu kommt, 
dass das EUSC über die jeweiligen Vertragsregelungen 
hinaus keine Möglichkeit hat, Einfluss auf die Arbeits-
weise der Satellitenbetreiber zu nehmen. Dieses Manko 
soll nun im Rahmen des unabhängigen europäischen 
Programms zur globalen Umwelt- und Sicherheitsüber-
wachung überwunden werden.
3.2 GMES - „Global Monitoring for Environment 
and Security“
GMES ist ein Vernetzungsprojekt, in dem Daten ver-
schiedener europäischer Erdbeobachtungssatelliten und 
bodengebundener Messstationen zusammenfließen und 
für Endnutzer aufbereitet werden sollen.82 Dazu sollen 
Daten und Messtechnologien, die bisher meist für wis-
senschaftliche Zwecke erhoben bzw. genutzt wurden, 
durch die Entwicklung konkreter Anwendungen für 
verschiedene Politikfelder nutzbar gemacht werden. 
Bestehende über Europa verteilte Kapazitäten werden 
vernetzt und in einem System integriert.
„In einer Zeit, wo die Informationsnachfrage geostra-
tegische Auswirkungen hat, zielt GMES darauf ab, eine 
Kapazität zu schaffen, die es Europa ermöglicht effektiv 
ihre Interessen zu vertreten, und den Herausforderungen 
und Bedrohungen in einem weiten politischen Bereich 
gerecht zu werden.“83 So oder so ähnlich hört es sich an, 
wann immer die Kommission und andere EU-Gremien 
begründen, wofür die Union eigene Erdbeobachtungs-
kapazitäten benötigte. Volker Liebig, der Leiter der für 
GMES zuständigen Erdbeobachtungsabteilung bei der 
ESA fasst passend zusammen: „Die zu Grunde liegende 
Idee […] ist die Unabhängigkeit Europas, das sich auf 
seine eigenen globalen Informationen verlassen können 
muss.“84 Auch der Begriff der „Weltraumacht“, den 
Günter Verheugen für die EU-Weltraumpolitik unter 
Bezugnahme auf GMES geprägt hat, gehört in diesen 
Kontext. Die Initiative wird allgemein neben Galileo 
als „Kernelement der europäischen Weltraumstrategie“ 
bezeichnet.85  
3.2.1 Aufbau einer unabhängigen europäischen 
Erdbeobachtungskapazität
Die Entwicklung von GMES begann 1998 mit dem 
„Baveno-Manifest“, in dem zum ersten Mal die Idee 
einer eigenständigen Erdbeobachtungskapazität für die 
EU artikuliert wurde.86 Der Entwicklungsprozess setzte 
sich ab dem Jahr 2001 mit dem ersten und zweiten Ak-
tionsplan für die Initialisierungs- und die Umsetzungs-
phase des Projekts bis ins Jahr 2008 fort.87 Nach der ur-
sprünglichen Planung sollte das Programm bis zu diesem 
Zeitpunkt in vollen Umfang einsatzbereit sein, was aber 
nicht erreicht werden konnte. Stattdessen werden in die-
sem Jahr drei Schnelldienste, sog. „Fast Track Services“, 
die als besonders wichtig bzw. Erfolg versprechend be-
trachtet werden, gestartet. Vorangetrieben wird GMES 
über eine Vielzahl von einzelnen Forschungsprojekten, 
die sich sowohl mit der Frage nach dem regulativen 
Rahmen des Programms (Managementstruktur, Da-
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tenpolitik, Finanzierung, etc.) als auch mit dem Design 
konkreter Dienste für die Anwender befassen. Die mit-
telfristig für GMES geplanten Dienste werden in drei 
Kategorien erfasst, Kartierung, Prognose und Krisen-
management, wobei einzelne Anwendungsgebiete für 
die gesammelten Daten z.B. die Waldbranderkennung, 
Stadtplanung, Klimaüberwachung aber auch die militä-
rische Lageerfassung darstellen.88 Als Grundlage für die 
Definition der Dienste dienen die Anforderungen eines 
breiten Spektrums von Endnutzern, zu dem sowohl 
Regierungs- als auch Nicht-Regierungsorganisationen 
aus den Bereichen Umwelt-, Sicherheits- und Entwick-
lungspolitik gehören.89 Dabei stellt die EU-Kommissi-
on und ihre Organe die wichtigste Nutzergruppe dar, 
wodurch ihnen besonderes Gewicht bei der Gestaltung 
von GMES zukommt.90
Die Initiative ist eine Gemeinschaftsunternehmung 
von EU und ESA. Ihre Aufgabenverteilung spiegelt die 
grundsätzliche Arbeitsteilung der beiden Organisationen 
in der europäischen Weltraumpolitik wieder. Während 
die EU die politische Kontrolle und die Verantwortung 
für die Verwaltungsstruktur und die Definition von 
Diensten übernimmt, ist die ESA für die technische 
Konzeption und Umsetzung des Raumsegments zu-
ständig.91 Eine weitere Rolle spielen die Mitgliedstaaten 
beider Organisationen und insbesondere deren natio-
nale Raumfahrtagenturen, da viele der Satelliten, deren 
Daten in GMES einfließen sollen, unter ihrer Kontrol-
le stehen. Die Managementstruktur von GMES ist im 
Laufe der Umsetzung der Projektziele kontinuierlichen 
Anpassungen unterworfen. In der aktuellen Phase sind 
zwei Elemente zentral, das GMES-Beratungsgremium 
und das GMES-Büro. Dem Beratungsgremium gehö-
ren Vertreter der EU/ESA-Mitgliedsstaaten, der Kom-
mission und der ESA an. Zusätzlich können Vertreter 
anderer Gruppen oder Institutionen beispielsweise des 
EUSC an den Treffen teilnehmen, wenn das jeweils be-
sprochene Thema es erfordert. Hauptaufgabe dieses Gre-
miums ist es, eine Plattform für Kommunikation und 
Koordination der zahlreichen Akteure, die an GMES 
beteiligt sind, zu bieten und den Nutzeranforderungen 
größtmögliches Gewicht zu geben.92 Das GMES-Büro, 
das unter dem Dach der EU-Kommission angesiedelt 
ist, nimmt im Prinzip die Aufgaben wahr, die der EU 
im Rahmen der ESA-EU-Arbeitsteilung zufallen (s.o.) 
und organisiert die Zusammenarbeit der beteiligten Ak-
teure im Einzelnen.93
Den Kern des Projekts bilden Erdbeobachtungssatel-
liten verschiedenen Typs, die den Großteil der benöti-
gten Daten liefern. Insgesamt sollen ca. 30 Satelliten 
im Dienst von GMES Informationen aus dem All an 
ihre Empfangsstationen senden.94 Eingebunden werden 
praktisch alle bestehenden und geplanten Erdbeobach-
tungsprogramme in Europa aus dem zivilen bzw. dual-
use Bereich.95 Da mit diesen Satelliten aber noch nicht 
alle Anforderungen der Nutzer erfüllt werden können, 
soll die bestehende Lücke mit den sog. Sentinel-Satel-
liten geschlossen werden, die von der ESA gebaut und 
unterhalten werden sollen. Daten gewinnen diese Sa-
telliten mit einem breiten Spektrum von Sensoren für 
verschiedenste Anwendungsbereiche.96 Zur Erstellung 
klassischer Satellitenbilder eignen sich allerdings nur 
Sentinel-1 und Sentinel-2.
Ebenso komplex wie die Struktur des Projekts ist auch 
seine Finanzierung. Sie findet bisher hauptsächlich über 
Gelder aus den Forschungsrahmenprogrammen der EU 
und aus dem Etat der ESA statt. In einer ersten Phase 
von 2001 bis 2006 wurden € 230 Mio. für die Entwick-
lung von GMES ausgegeben, davon € 100 Mio. von 
der EU und € 130 Mio. von der ESA.97 In der nächs-
ten Phase von 2007 bis 2013 sollen Mittel insbesondere 
aus dem 7. Forschungsrahmenprogramm der EU ein-
gesetzt werden.98 Das FP7 beinhaltet eine eigene Bud-
getlinie unter dem Titel „Weltraum“, in der € 1,4 Mrd. 
für diesen Zeitraum vorgesehen sind. Davon werden 
mit € 1,2 Mrd. ca. 85% für GMES ausgegeben. Den 
größten Kostenfaktor bei der Verwirklichung der Initi-
ative macht nach einer ersten Berechnung der ESA die 
Weltraumkomponente, also die Entwicklung und In-
betriebnahme neuer Satelliten aus. Dieses Unterfangen 
soll nach Angaben der ESA bis zu € 2,3 Mrd. kosten. 
Ein Anteil von € 650 Mrd. soll dabei aus FP7-Geldern 
bestritten werden, während die ESA in zwei Phasen zu-
nächst € 687 Mrd. bis 2008 beisteuern wird. Danach 
sollen in einer dritten Phase die restlichen Mittel zur 
Fertigstellung der Raumkomponente von der ESA be-
reitgestellt werden.99 Zusätzlich zu den Aufwendungen 
aus dem Weltraum-Titel im aktuellen Forschungsrah-
menprogramm der EU, werden Einzelprojekte aus an-
deren Themenbereichen des FP7 finanziert.100 Alles in 
allem kann FTE info, dem Forschungsmagazin der EU 
zufolge für einen Zeitraum von zehn Jahren (gemeint 
ist wohl 2004-2013) von Gesamtkosten in Höhe von 
€ 5 Mrd. ausgegangen werden. Nach dem Ende der 
Aufbauphase soll die Finanzierung von GMES durch 
kurzfristig zur Verfügung stehende Forschungsgelder 
zurückgefahren und von einem institutionalisierten 
Budget abgelöst werden, um den Betrieb dieser Infra-
struktur langfristig zu gewährleisten.101
3.2.2 Das „S“ in GMES und die Voraussetzungen 
der militärischen Verwendung
Laut dem von EU-Kommission und ESA im Jahr 2001 
erstellten Aktionsplan für die Initialisierungsphase von 
GMES liegt der Nutzen des Projekts in der Unterstüt-
zung nachhaltiger Entwicklung, der Schaffung eines 
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Instruments zur Überwachung des Klimawandels und 
der Einhaltung des Kyoto-Protokolls, der Verstärkung 
europäischer Konfliktpräventions- und -bearbeitungs-
kapazitäten im Rahmen der ESVP und der Förderung 
des europäischen Forschungsraums.102 Einerseits wird 
im Text die Rolle von GMES bei der Früherkennung 
und Prävention von Konflikten in den Vordergrund ge-
stellt. Andererseits wird aber auch der Nutzen für die 
GESVP nach dem Ausbruch von Konflikten und expli-
zit für die Durchführung von Petersberg-Aufgaben, also 
Militäreinsätzen erwähnt.103 Einige Zeilen weiter heißt 
es dann wiederum: „Vom Standpunkt der Gemeinschaft 
beinhaltet die Sicherheitskomponente der gegenwär-
tigen Initiative keine militärischen Belange. Das ‚S‘ in 
GMES bezieht sich auf die Sicherheit und den Schutz 
der Bürger im Zusammenhang mit ökologischen Ge-
fahren.“104 Diese widersprüchlichen Aussagen sollten 
offenbar erst zu einem späteren Zeitpunkt aus der Welt 
geschafft werden. So wurde zunächst festgehalten: „Die 
Frage des Krisenmanagements und ihr Einfluss auf eine 
EU-Kapazität für GMES muss zu gegebener Zeit und im 
passenden Rahmen betrachtet werden.“105 Möglicher-
weise war die parallele Entwicklung von GASP/ESVP 
im Jahr 2001 noch nicht so weit durchgedrungen, dass 
konkrete Anforderungen an GMES-Dienste formuliert 
werden konnten. Prinzipiell war aber schon an diesem 
Punkt klar, dass die Befriedigung der Informationsbe-
dürfnisse der EU für Militäroperationen und die Über-
wachung potenzieller Konfliktzonen zu den Aufgaben 
von GMES zählen sollte. Das geht beispielsweise aus 
einer im ersten Aktionsplan zitierten Mitteilung der 
EU-Kommission zur Konfliktprävention hervor, die 
den Wert von GMES bei der Beschaffung von Lagein-
formationen unterstreicht, wodurch rasches Eingreifen 
in Krisensituationen ermöglicht würde.106 
Ein Instrument zur Kommunikation zwischen Ent-
wicklern und Nutzern in der GMES-Struktur sind die 
GMES Foren, von denen bisher fünf abgehalten wur-
den. Hier werden zentrale Fragen im Laufe des Ent-
wicklungsprozesses der Initiative diskutiert. Beim zwei-
ten GMES Forum im Januar 2003 wurde zum ersten 
Mal in diesem Rahmen die Sicherheitskomponente des 
Programms diskutiert. Bei einer Sitzung zum Thema 
„Informationen und Indikatoren für Sicherheit“ unter 
der Leitung des stellvertretenden Direktors des EUSC 
kamen u.a. die informationellen Bedürfnisse für Pe-
tersberg-Aufgaben auf den Tisch.107 Bezüglich der not-
wendigen Informationen für die Gremien der ESVP 
wird festgehalten: „Ob wir routinemäßige Lageüberwa-
chung, den Vorlauf einer Krise oder die Durchführung 
von Operationen betrachten, wir brauchen rechtzeitig 
genaue Aufklärungsbilder, um den politischen und mi-
litärischen Entscheidungsprozess zu unterstützen.“108 
Diese Bilder müssten vor allem drei Anforderungen er-
füllen, um im vollen Spektrum der Petersberg-Aufgaben 
eingesetzt werden zu können: Weltweite Abdeckung, 
hohe Bildqualität bei allen Wetterverhältnissen und 
adäquate Reaktionszeiten von der Beauftragung bis zur 
Lieferung.109 Als vierte Voraussetzung wird hinzugefügt, 
„dass es angebrachte Sicherheit für die Übertragung 
der Daten d.h. sichere und ausreichend große Band-
breite zur Unterstützung dieser Kommunikation ge-
ben muss.“110 Auf dem darauffolgenden GMES Forum 
im Juni 2003 wurde die Diskussion fortgeführt. Hier 
präsentierte u.a. eine Arbeitsgruppe ihre Ergebnisse, 
die im Oktober 2002 gegründet wurde, um sich mit 
dem Sicherheitsaspekt von GMES zu befassen.111 Die 
Präsentation deckt sich weitgehend mit den bereits ge-
nannten Punkten, allerdings wurden darüber hinaus die 
relevanten Nutzergruppen im Bereich der Sicherheits- 
und Militärarchitektur aufgezählt. In dieser Aufzählung 
finden sich neben Zivilschutzbehörden, Polizei, Grenz-
schutz und NGOs aus den Bereichen Entwicklungshil-
fe und zivilem Krisenmanagement auch Streitkräfte, die 
Petersberg-Aufgaben wahrnehmen. „Im Zusammen-
hang mit diesen Aufgaben gibt es Erfordernisse zur Un-
terstützung der Entscheidungsfindung zum Beispiel bei 
Frühwarnung und Lagebewertung, Überwachung von 
Rüstungskontrollverträgen, bei Kontrollen zur Verhin-
derung von Proliferation und Bedürfnisse von zivilen 
und militärischen Kräften auf Einsatzebene.“112 Nach-
dem in den ersten Jahren der Initiative die Anforde-
rungen an GMES aus dem militärischen Bereich hin-
reichend geklärt worden waren, wurde damit begonnen, 
sie in konkreten Anwendungsprojekten umzusetzen.
3.2.3 Satellitentechnik zur Anwendung bringen
Im Laufe der Aufbauphase von 2004-2008 wurden 
mehrere Projekte gestartet, die teilweise noch andauern 
und in denen Dienste zur Abdeckung des identifizierten 
Bedarfs für Petersberg-Operationen und militärische 
wie politische Lagebewertungen entworfen werden. 
Dazu zählen zumindest fünf Einzelprojekte, wobei die 
Abgrenzung teilweise schwer fällt, da auch Projekte z.B. 
zur schnellen Bereitstellung von Kartenmaterial für 
Hilfseinsätze humanitärer NGOs den Anforderungen 
der militärischen Akteure entsprechen. Eine klare Tren-
nung der Nutzergruppen wird im Sinne des dual-use-
Gedankens explizit abgelehnt.113 Zu den Projekten, die 
aufgrund ihrer inhaltlichen Ziele, der beteiligten Ak-
teure, bzw. der vorgesehenen Nutzer von besonderer 
militärischer Relevanz sind, zählen: LIMES, GMOSS, 
MARISS, ASTRO+ und TANGO.
Mit LIMES (“Land and Sea Integrated Monitoring 
for Environment and Security”) sollen Informationspro-
dukte in den Kategorien Seebeobachtung, Land- und 
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Infrastrukturüberwachung sowie humanitäre Hilfe und 
Wiederaufbau erarbeitet werden.114 Die Anwendungs-
gebiete reichen von Grenzkontrollen über die Sicherung 
kritischer Infrastruktur, die weltweite Überwachung 
von Land- und Seegebieten, bis zur Unterstützung von 
Einsatzkräften vor, während und nach Krisen. Zu den 
Nutzern sollen neben diversen EU-Einrichtungen und 
dem europäischen Militärstab u.a. nationale Streitkräfte 
gehören. Die Projektkoordination übernahm die itali-
enische Firma Telespazio, ein Gemeinschaftsunterneh-
men der Raumfahrt- und Rüstungskonzerne Thales und 
Finmeccanica. 
Bei GMOSS („Global Monitoring for Stability and 
Security“) handelt es sich um ein weniger anwendungs-
bezogenens Projekt. Ziel ist es, die Initiativen der eu-
ropäischen Sicherheitsforschung, die mit Erdbeobach-
tungsdaten arbeiten, zu bündeln.115 So sollen technische 
Verbesserungen bei der Nutzung solcher Daten für die 
einschlägigen Einsatzszenarien im Sicherheitsbereich er-
zielt werden. Obwohl das Projekt meist als zivil bezeich-
net wird, kann auf Basis der einzelnen Fragestellungen 
davon ausgegangen werden, dass seine Ergebnisse für 
die militärische Nutzung von Erdbeobachtungsdaten 
bedeutsam sind.
Wiederum eher mit einem Fokus auf konkrete An-
wendungen wird das Projekt MARISS („Maritime Se-
curity Services“) durchgeführt.116 Im Zentrum steht 
der Einsatz hochauflösender Erdbeobachtungssysteme 
um Boote auf See zu finden und zu identifizieren so-
wie generell die Überwachung von Seegebieten zur Be-
kämpfung von illegaler Einwanderung und Schmuggel. 
Genutzt würden solche Kapazitäten mit Sicherheit auch 
im Rahmen von Militärmissionen wie der laufenden 
NATO-Operation „Active Endeavour“ im Mittelmeer, 
die im Namen des Kampfs gegen den internationalen 
Terrorismus weitgehend willkürlich militärische Kon-
trollen ziviler Schiffe durchführt.117 Zu den schon in 
der Entwicklungsphase beteiligten Kernnutzern von 
MARISS zählen neben verschiedenen nationalen und 
EU-Institutionen aus den Bereichen Grenzschutz und 
Küstenwache die Seestreitkräfte Frankreichs, Irlands 
und Portugals. 
Ein weiteres militärisch relevantes Projekt, diesmal 
mit einem langfristigen Horizont, heißt ASTRO+ („Ad-
vanced Space Technologies to Support Security Ope-
rations“).118 In diesem Fall soll unter der Leitung von 
EADS Astrium erforscht werden, wie zukünftig Welt-
raumtechnologien die Ausstattung europäischer Sicher-
heitsorgane bei Telekommunikation, Navigation und 
Überwachung ergänzen und die Durchführung von 
Operationen im Ausland verbessern können. Dazu soll 
etwa die Rolle der weltraumbezogenen Forschung in der 
Rubrik „Sicherheit“ des europäischen Forschungsrah-
menprogramms gestärkt und die Vernetzung zwischen 
Entwicklern, Anbietern und Nutzern dieser Techno-
logien vertieft werden. An dem Projekt beteiligen sich 
verschiedene militärische Forschungseinrichtungen wie 
die königliche Militärakademie in Belgien. 
Eine der zentralen Anforderungen, die im Sinne der 
militärischen Nutzbarkeit an GMES gestellt wird (s.o.), 
ist eine ausreichend sichere und schnelle Datenübertra-
gung zwischen Satelliten, Bodenstationen und Endnut-
zern. Mit diesem Thema befasst sich das Projekt TAN-
GO („Telecommunications Advanced Networks for 
GMES Operations“).119 Obwohl alle Nutzergruppen 
von einer Verbesserung der Kommunikationsstrukturen 
von GMES profitieren würden, lässt sich hervorheben, 
dass TANGO für militärische Einsatzstäbe und Ope-
rationen von besonderer Bedeutung ist. Schließlich ist 
hier im Gegensatz zu den meisten zivilen bzw. wissen-
schaftlichen Anwendungen die schnelle Verfügbarkeit 
aktueller Informationen entscheidend. 
Bei allen fünf Beispielen wird deutlich, dass es sich 
nicht um Projekte handelt, die ausschließlich militä-
risch genutzt werden können. Es gibt eine ganze Reihe 
von Überschneidungen zu Anwendungen etwa für Ka-
tastrophenschutzorgane oder humanitäre Hilfsorganisa-
tionen. Dennoch werden durch die vorgestellten Initi-
ativen Anforderungen befriedigt und Probleme gelöst, 
die sich speziell auf den Einsatz von GMES für mili-
tärische Zwecke beziehen. Nicht umsonst finden sich 
sowohl auf der Nutzerseite als auch bei den Projektpart-
nern zahlreiche militärische Einrichtungen bzw. natio-
nale Armeen, die entsprechenden Forderungen Nach-
druck verleihen. Unter ihnen spielt auch das EUSC als 
europäisches Kompetenzzentrum für militärische Satel-
litenbeobachtung eine Rolle, das an allen fünf Projekten 
beteiligt ist. Es kann also mit Recht davon gesprochen 
werden, dass beim Gesamtentwurf von GMES militä-
rische Gesichtspunkte eine nicht unwesentliche Rolle 
spielen.
Wie bereits erwähnt, sollte GMES in der anfänglichen 
Planung bis 2008 voll einsatzfähig sein. Mittlerweile 
hat sich gezeigt, dass dieses Ziel nicht erreicht werden 
kann, weshalb man sich zunächst darauf beschränkt 
drei Kerndienste („Fast Track Services“) einzuführen, 
die 2008 einsatzbereit sein sollen.120 Zu diesen mit Prio-
rität behandelten Diensten zählen ein Krisenreaktions-
, ein Landüberwachungs- und ein maritimer Dienst. 
Hier werden Aspekte aus verschiedenen Forschungspro-
jekten und darin entworfenen Diensten vereint, wobei 
weitere Dienste nach und nach folgen sollen. Auch die 
Bedürfnisse der Militärstrategen nach Land- und Seeü-
berwachungsbildern sowie nach Aufklärungsdaten für 
Krisenreaktionskräfte können schon teilweise mit den 
Kerndiensten und in Zukunft verstärkt durch eine wei-
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tere Ausdifferenzierung der Anwendungen befriedigt 
werden.
3.3 Galileo
Unter den Projekten der europäischen Weltraumpoli-
tik wurde dem Satellitennavigationssystem Galileo über 
die letzten Jahre mit Abstand die größte öffentliche Auf-
merksamkeit zuteil. Das lag wohl vor allem am spek-
takulären Scheitern des geplanten öffentlich-privaten 
Finanzierungskonzepts, wobei auch grundsätzlich die 
Frage aufkam, ob ein eigenständiges europäisches Navi-
gationssystem überhaupt Sinn macht. Eher im Hinter-
grund wurde derweil diskutiert, ob es sich bei Galileo 
wirklich um eine zivile Alternative zu den militärischen 
Systemen Glonass und GPS aus Russland bzw. den USA 
handelt. Folgt man der offiziellen Position aus Brüssel, 
so könne z.B. nach den Worten des EU-Verkehrskom-
missars Jacques Barrot kein Zweifel daran bestehen, 
dass Galileo „ein ziviles System unter ziviler Kontrolle“ 
sei.121 Obwohl Barrot einräumt, auch eine militärische 
Nutzung sei denkbar, geht sowohl seine Feststellung 
als auch diese Einschränkung an den Tatsachen vorbei. 
Vielmehr sind Teile der Systemarchitektur von Galileo 
speziell auf die Anforderungen der militärischen Nut-
zung ausgelegt. Es ist also keineswegs so, dass euro-
päische Streitkräfte wie alle anderen EU-BürgerInnen 
gewöhnliche Galileo-Satellitennavigationsgeräte kaufen 
und nutzen müssten. Außerdem besteht für militärische 
EU-Gremien die Möglichkeit, in die Kontrolle des Sys-
tems einzugreifen. Bei näherer Betrachtung bleibt also 
sowohl von dem angeblich zivilen System als auch von 
der zivilen Kontrolle wenig übrig. Das scheinen nicht 
zuletzt die US-Amerikaner bemerkt zu haben, die zu-
nächst große Bedenken gegenüber einem militärisch-
relevanten Satellitennavigationssystem außerhalb ihres 
Einflussbereichs hegten und erst mit erheblichen Zuge-
ständnissen seitens der EU beruhigt werden konnten.
3.3.1 Satellitennavigation für Europa
Seinen Anfang nahm Galileo im Jahr 1998 mit einer 
Machbarkeitsstudie der EU-Kommission und der ESA 
für ein europäisches GNSS („Global Navigation Satellite 
System“).122 Nach weiteren vorbereitenden Aktivitäten 
beider Institutionen startete Galileo schließlich offiziell 
durch eine Entschließung des Rats der EU vom 5. April 
2001. Schon einige Zeit davor lief die EGNOS-Initiati-
ve zur regionalen Verbesserung der Signale von GPS und 
Glonass in Europa durch zusätzliche Boden- und Welt-
rauminfrastruktur an. EGNOS stellt als „prä-Galileo 
System“ eine Vorstufe zu einem eigenen GNSS dar.123 
Das Galileo-Programm ist in drei Phasen aufgeteilt, eine 
Definitions-, eine Entwicklungs- und eine Aufbau- bzw. 
Betriebsphase.124 Seit dem Jahr 2003 befindet sich das 
System in der zweiten Phase, in der bisher nach zahl-
reichen Verzögerungen mit GIOVE-A lediglich einer 
von ursprünglich drei geplanten Testsatelliten in seine 
Umlaufbahn gebracht wurde. Die nächsten Schritte be-
stehen nach aktuellen Planungen im Start des zweiten 
Testsatelliten GIOVE-B im Jahr 2008 und der ersten 
vier vollwertigen Galileo-Satelliten ab Ende 2009, wo-
mit die Entwicklungsphase abgeschlossen sein wird. Die 
vollständige Inbetriebnahme des Systems mit allen 30 
Satelliten und der Bodeninfrastruktur soll um das Jahr 
2013 stattfinden, was eine Verschiebung um fünf Jahre 
gegenüber den anfänglichen Plänen bedeutet.
Zur Durchführung und Koordinierung der Entwick-
lungsphase des Projekts wurde 2002 mit einer Befris-
tung auf vier Jahre das sog. „Galileo Joint Undertaking“ 
kurz GJU gegründet, ein gemeinsames Unternehmen, 
an dem sich neben der EU und der ESA auch private 
Unternehmen beteiligen konnten.125 Zu den weiteren 
Aufgaben des GJU gehörte die Suche nach Interessenten 
für die geplante öffentlich-private Partnerschaft zur Fi-
nanzierung der Aufbau- und Betriebsphase. Zwei Jahre 
später richtete die EU zusätzlich die europäische GNSS-
Aufsichtsbehörde (GSA) ein, durch die den öffentlichen 
Interessen und insbesondere denen der Union im Zu-
sammenhang mit Galileo Nachdruck verliehen werden 
sollte. Im Jahr 2006, zum Zeitpunkt des Ablaufs der 
vorgesehenen Bestandsfrist des GJU, entschied der Rat, 
dass das Unternehmen aufgelöst und seine Aufgaben auf 
die GSA übergehen sollten.126 Zurzeit ist also die GSA, 
an deren Kontrolle nur die EU und ihre Mitgliedsstaa-
ten nicht aber die ESA beteiligt sind, die maßgebliche 
Instanz bei allen Entscheidungen im Zusammenhang 
mit dem Projekt. 
Der Aufbau eines globalen Satellitennavigations-
systems erfordert neben technischem Know-how eine 
große Menge an Investitionen. Allein die seit dem Be-
ginn des Programms bis 2009 anfallenden Kosten, die 
gemeinsam von der EU und der ESA getragen werden, 
belaufen sich auf ca. € 1,5 Mrd.127 Der eigentliche Auf-
bau der Infrastruktur wird aber erst nach Abschluss 
dieser Phase beginnen. Um den eigenen Anteil an den 
weitaus größeren Ausgaben, die nach 2009 für die Auf-
bau- und Betriebsphase anfallen werden, möglichst 
klein zu halten, plante die EU diese Phase des Galileo-
Programms in einer öffentlich-privaten Partnerschaft 
durchzuführen. Ziel war es, maximal ein Drittel der 
mit € 3,4 Mrd. bezifferten Kosten selber tragen zu müs-
sen.128 Dem Konzessionsnehmer sollte im Gegenzug die 
exklusive Nutzung bzw. Vermarktung der Infrastruktur 
für zwanzig Jahre eingeräumt werden. Nachdem sich bis 
ins Jahr 2007 keine Einigung mit dem einzigen poten-
tiellen Konzessionär, einem Konsortium europäischer 
Raumfahrtkonzerne erzielen ließ, entschloss sich die EU 
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schließlich nach langen internen Auseinandersetzungen, 
den Gesamtbetrag aus ihrem eigenen Budget aufzubrin-
gen. Die wichtigsten Gründe für die Zurückhaltung der 
Privatunternehmen in den Verhandlungen sind nach 
offiziellen Angaben der EU „die Unsicherheiten der 
kommerziellen Nutzung Galileos aufgrund der Kosten-
freiheit des GPS-Signals und eine beträchtliche Unsi-
cherheit über den Umfang der Nutzung des Öffentlich 
Regulierten Dienstes (PRS) durch die öffentlichen Be-
hörden.“129 Die von vornherein als EU-Anteil für Ga-
lileo eingeplanten € 1 Mrd. stammen aus dem Budget 
für die Transeuropäischen Energie- und Verkehrsnetze 
(TEN).130 Um die fehlenden € 2,4 Mrd. bereitzustellen, 
werden nun € 1,6 Mrd. aus dem EU-Landwirtschafts-
fonds und € 800 Mio. aus dem Forschungsetat des Jah-
res 2008 für Galileo abgezweigt.131 Die Schwierigkeiten 
scheinen damit aber noch nicht ausgestanden, denn 
schon meldet der Spiegel unter Berufung auf Experten 
aus EU und Industrie, dass Galileo statt der bisher ver-
anschlagten € 3,4 Mrd. eher fünf bis zehn Mrd. Euro 
kosten wird.132 Obwohl die Privatwirtschaft diese Inves-
tition offensichtlich als zu riskant einschätzt, halten die 
verantwortlichen EU-Akteure unbeirrt an der Schaffung 
ihres unabhängigen Satellitennavigationssystems fest.
3.3.2 Satelliten, Bodenstationen, Dienste – Die Ar-
chitektur des Galileo-Systems
Wenn es fertig gestellt sein wird, soll Galileo aus 30 Sa-
telliten auf drei Umlaufbahnen und einem Netz über die 
Erde verteilter Bodenstationen bestehen. Mit 27 aktiven 
und 3 Ersatzsatelliten soll sichergestellt werden, dass zu 
jeder Zeit und überall auf der Welt eine hinreichende 
Abdeckung besteht, da für eine exakte Positionsbestim-
mung mindestens vier unterschiedliche Signale aus dem 
All gleichzeitig empfangen werden müssen. Gegenüber 
GPS versprechen sich die Entwickler von dieser Konstel-
lation gesteigerte Positionsgenauigkeit und eine höhere 
Zuverlässigkeit des Systems insbesondere in nördlichen 
Regionen etwa in Skandinavien sowie in urbanen Ge-
bieten. So soll mit Galileo im städtischen Bereich eine 
95%ige Abdeckung gegenüber 50% bei GPS erreicht 
werden.133
Auf Basis dieser Infrastruktur wird Galileo fünf Dienste 
beinhalten, von einem frei zugänglichen Service ähnlich 
dem öffentlichen GPS-Signal bis zu einem streng kont-
rollierten Dienst exklusiv für europäische Behörden.134 
Der Offene Dienst („Open Service“ – OS) ist gebüh-
renfrei und was die Genauigkeit angeht vergleichbar 
mit bisher verfügbaren Navigationsdiensten. Er wird 
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darüber hinaus in Folge geänderter Signalbelegungen 
mit dem GPS-Signal kompatibel sein. Der „Safety-of-
Life“-Dienst (SoL) stellt eine Erweiterung des OS für 
kritische Bereiche wie den Flugverkehr dar und wird 
gebührenpflichtig sein. Er wird eine Integritätsmeldung 
beinhalten, die den Nutzer warnt, wenn das Signal ge-
stört und dadurch ungenau ist, seine kontinuierliche 
Verfügbarkeit soll aber darüber hinaus prinzipiell garan-
tiert werden. Der Kommerzielle Dienst („Commercial 
Service“ – CS) verfügt über eine höhere Signalbandbrei-
te, was zu einer verbesserten Genauigkeit führt. Auch 
hier soll die Verfügbarkeit garantiert und die Benutzung 
bezahlt werden. Zusätzlich können über die CS-Fre-
quenzen einfache Nachrichten, wie etwa Verkehrsin-
formationen an die Nutzer übertragen werden. Beim 
„Search-and-Rescue“-Dienst (SAR) werden von Not-
sendern abgestrahlte Signale verstärkt und deren Positi-
on an Rettungskräfte weitergeleitet. Der SAR-Dienst ist 
Teil eines weltweiten SAR-Systems auf Satellitenbasis. 
Schließlich wird es einen Öffentlich Regulierten Dienst 
(„Public Regulated Service“ – PRS) geben. Der PRS 
soll sich durch garantierte Kontinuität, erhöhte Prä-
zision und besondere Resistenz gegenüber Störungen 
aller Art auszeichnen. Die zugrunde liegenden Signale 
werden verschlüsselt übertragen, sodass nur von der 
EU autorisierte Nutzer Zugang erlangen können, für 
den sie zudem zahlen müssen. Der PRS wird so einge-
richtet, dass er auch in Krisenfällen und insbesondere 
dann, wenn andere Galileo-Dienste gestört oder abge-
schaltet sind, weiter genutzt werden kann. Aufgrund 
dieser besonderen Merkmale stellt das EUISS fest, dass 
der „PRS ideal für Sicherheits- und Militäroperationen 
zu passen scheint.“135 Die Aussage scheint zwar ange-
sichts des beschriebenen Leistungsumfangs logisch, al-
lerdings wirkt es hier fast so, als wäre die Übereinstim-
mung des Dienst-Profils mit den Anforderungen für 
Sicherheits- und Militäroperationen zufällig zustande 
gekommen. Eine relativ absurde Vorstellung angesichts 
des Aufwandes, der im Rahmen der Dienst-Definition 
betrieben wurde. Vielmehr lässt sich folgern, dass mit 
dem PRS ein Dienst in einem zivil finanzierten System 
integriert wird, der erst wegen der von Sicherheitsbe-
hörden und Militärs artikulierten Anforderungen nötig 
wurde. Vor diesem Hintergrund erscheint der PRS als 
ein Schlüsselaspekt zum Verständnis des militärischen 
Charakters von Galileo. 
3.3.3 zivil oder militärisch?
Schon in einem der ersten Dokumente zum Aufbau 
eines europäischen GNSS vom Januar 1998 stellte die 
Kommission fest, dass „wichtige industrielle, strate-
gische, militärische und politische Interessen auf dem 
Spiel [stehen], da […] das bestehende System nur über 
amerikanische (GPS) und russische (Glonass) Satelli-
tensignale funktioniert.“136 Von Anfang an waren also 
„wichtige militärische Interessen“ Faktoren, die bei der 
Errichtung von Galileo eingeplant wurden. Während 
etwa die ESA immer noch behauptet Galileo werde „das 
erste satellitengestützte Positionsbestimmungs- und Na-
vigationssystem speziell für zivile Zwecke sein“, freut 
sich beispielsweise das deutsche Militär-Fachblatt „Stra-
tegie & Technik“ darüber, dass Galileo „durchaus eine 
militärische Nutzung ermöglicht und zulässt.“137 Über 
militärische Fachkreise hinaus zeigen sich Journalisten 
verschiedener Medien wie der Tageszeitung „Welt“ oder 
von Fachzeitschriften für Satellitennavigation mittler-
weile weniger konsequent als die ESA beim Ausblenden 
einer militärischen Nutzung von Galileo. Denn, wie es 
Gerhard Bauer, Chefredakteur und Herausgeber des 
„Navi-Magazins“, ausdrückte, „man kann jawohl damit 
leben, wenn EU-Militärs anstelle eines GPS-Naviga-
tionsgeräts eines mit Galileo benutzen.“138 Dass diese 
Grundhaltung vorherrscht, ist zwar einerseits schlimm 
genug, andererseits suggeriert sie wieder einmal, dass ein 
vollkommen zivil entworfenes System eben auch militä-
risch genutzt werde. Das geht aber an der eigentlichen 
Dimension der Militarisierung des Galileo-Programms 
vorbei. Diese manifestiert sich in den beiden folgenden 
Aspekten. 
Der erste Aspekt bezieht sich auf den PRS-Dienst. 
In den offiziellen Beschreibungen dieses Dienstes wird 
gerne eine lange Liste möglicher Anwender auf europä-
ischer und nationalstaatlicher Ebene von Zivilschutzor-
ganen bis zur Küstenwache aufgezählt, als Nutzer nur 
umschrieben werden dagegen „jene [Dienste], die im 
Krisenfall eingreifen (friedenserhaltende Missionen, Or-
ganisationen für humanitäre Einsätze).“139 Es herrscht 
augenscheinlich ein gewisser Unwille die europäischen 
Streitkräfte, die mit dieser Umschreibung offensichtlich 
gemeint sind, beim Namen zu nennen. Diese Hervor-
hebung der nicht-militärischen Nutzung dürfte u.a. mit 
einem Konflikt zu tun haben, an dem auf der einen Sei-
te vor allem Frankreich und auf der anderen Großbri-
tannien beteiligt waren und der mittlerweile im Sinne 
der Franzosen entschieden wurde. In Großbritannien 
sieht man die Entwicklung des PRS mit Argwohn und 
stand zumindest bis 2005 seiner militärischen Nutzung 
skeptisch gegenüber. So äußerte der Verkehrsausschuss 
des britischen Unterhauses in einer Sitzung zu Galileo 
im Jahr 2004 Besorgnis über die Entwicklung des PRS, 
da er zusätzliche Kosten verursache, kein ziviler Nutzen 
erkennbar sei und außerdem eine militärische Nutzung 
des PRS befürchtet wurde. Zunächst stellte man fest, 
dass „kein spezifischer Bedarf [für den PRS A. d. A.] 
in Großbritannien identifiziert worden ist.“140 Gleich-
zeitig seien zwar die genauen Zusatzkosten unbekannt, 
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allerdings sei klar, „dass die Bereitstellung eines sol-
chen Dienstes zusätzliche Kosten verursachen wird.“141 
Schließlich lässt sich im Sitzungsbericht nachlesen: 
„Der Nutzen des Dienstes ist ungeklärt, die Regierung 
Großbritanniens hat gesagt, dass sie ihn überhaupt 
nicht nutzen will und es gibt starke Vermutungen, dass 
zumindest ein Land ihn für militärische Zwecke nut-
zen möchte.“142 Schon in der Sitzung des britischen 
Verkehrsausschusses wurde allerdings moniert, es gebe 
Anzeichen dafür, „dass Großbritannien zugestimmt hat, 
seine anfängliche Opposition gegen den PRS aufzuge-
ben.“143 Die weitere Entwicklung gibt den Bedenken-
trägern im Verkehrsausschuss Recht. Schon im Januar 
2005 meldete der Brancheninformationsdienst „Space-
News“, dass europäischen Regierungsvertretern zufolge 
„die Streitkräfte Frankreichs und anderer EU-Staaten 
das zukünftige verschlüsselte Satellitennavigationssignal 
der EU [PRS A. d. A.] nutzen dürfen, wie sie es für pas-
send erachten.“144 Frankreich ist die stärkste Triebkraft 
hinter der militärischen Nutzung von Galileo. So hat 
etwa die Entwicklungsagentur der französischen Armee 
bereits Aufträge im Wert von € 10 Mio. an die franzö-
sische Industrie vergeben, um Fragen rund um den mi-
litärischen Einsatz des Systems zu klären.145 Aber nicht 
nur das französische Militär will PRS nutzen. Eine Un-
tersuchung im Auftrag des GSA, mit dem Ziel den Ge-
samtbedarf in der EU zu klären, kam zu dem Ergebnis, 
dass 80-90% der Nachfrage aus den Bereichen innere Si-
cherheit, Gesetzesvollzug und Militär kommen wird.146 
Der militärische Bereich alleine macht den mit Abstand 
größten Teil der Nachfrage nach PRS-Empfängern aus. 
Die militärische Nutzung wird also nicht nur eine unter 
vielen sein, sondern die wesentliche Nachfrage für den 
PRS darstellen. Obwohl von offizieller Seite so oft wie 
möglich zivile Nutzergruppen für den PRS in den Vor-
dergrund gerückt werden, lassen sowohl der Charakter 
dieses Dienstes als auch seine voraussichtliche Nutzung 
primär durch das Militär darauf schließen, dass es sich 
beim PRS um eine militärische Einrichtung und folg-
lich bei Galileo nicht um ein ziviles System handelt. 
Galileo wird aber offiziell nicht nur als ziviles System 
bezeichnet, es wird auch immer wieder betont, dass es 
unter ziviler Kontrolle stehen werde. Neben dem zivilen 
Charakter des Systems, der durch PRS in Frage gestellt 
wird, bildet die Kontrollgewalt den zweiten Aspekt bei 
der Frage nach der Militarisierung Galileos. Die ESA 
sieht hierin einen großen Vorteil gegenüber GPS, da 
„der vorwiegend militärische Charakter des GPS für zi-
vile Nutzer die ständige Gefahr einer plötzlichen und 
unerwarteten Unterbrechung in Krisenfällen mit sich 
[bringt].“147 Tatsächlich behält sich das amerikanische 
Verteidigungsministerium vor, das öffentliche GPS-Si-
gnal einzuschränken oder ganz abzuschalten, wenn es 
aus strategischen Überlegungen heraus erforderlich er-
scheint, was beispielsweise während des Kosovo-Krieges 
der Fall war. Nach den Worten der ESA wird diese Ge-
fahr den Galileo-Nutzern nicht drohen, denn das Sys-
tem steht ja angeblich unter ziviler Kontrolle und kann 
somit nicht von militärischen Organen beeinflusst wer-
den. Demgegenüber heißt es in einem Zwischenbericht 
der Kommission zu Galileo von 2001 bezüglich des öf-
fentlichen Galileo-Signals: „In Krisenzeiten wird dieses 
Signal eingestellt (gestört), um eine Nutzung in böswil-
liger Absicht zu verhindern.“148 Weiter heißt es dort: 
„In Bezug auf die ‚Sicherheit vor Böswilligkeit’ werden 
Maßnahmen ergriffen, die eine Nutzung von Galileo in 
böswilliger Absicht verhindern sollen. Geographische 
Zugangsverweigerungen sind kurzfristig möglich.“149 
Im Jahr 2004 wurde schließlich mit einer gemeinsamen 
Aktion des Rates festgelegt, dass im Falle einer Krise der 
Rat bzw. in dringenden Fällen der Hohe Vertreter für 
die GASP erforderliche Schritte im Interesse der EU 
und ihrer Mitgliedsstaaten unternimmt. Wörtlich legte 
man fest: „Wenn sich aus dem Betrieb oder der Verwen-
dung des Systems eine Bedrohung für die Sicherheit der 
Europäischen Union oder eines ihrer Mitgliedstaaten 
ergibt […], beschließt der Rat einstimmig über die er-
forderlichen Weisungen an die Aufsichtsbehörde für das 
europäische GNSS und an den Konzessionsinhaber des 
Systems. Eine Aussprache im Rat im Hinblick auf eine 
Einigung über solche Weisungen kann von jedem Mit-
glied des Rates, vom Generalsekretär/Hohen Vertreter 
oder von der Kommission beantragt werden.“150 Bei die-
ser Entscheidung soll dem Rat gegebenenfalls das PSK 
beratend zur Seite stehen. Es ist demzufolge bei Galileo 
sehr wohl eine Abschaltung in Krisen- oder Gefahrensi-
tuationen vorgesehen. Wohlgemerkt nur eine Abschal-
tung des öffentlichen Signals, das PRS-Signal benötigen 
ja im Krisenfall die europäischen Armeen. Zivil ist die 
Kontrolle über Galileo also nur solange, wie keine mi-
litärisch-relevanten Entscheidungen zu fällen sind. Tritt 
eine Krise ein, übt der Rat die Kontrolle aus, der in 
diesem Fall wahrscheinlich aus den nationalen Vertei-
digungsministern oder den Staats- und Regierungschefs 
zusammengesetzt sein würde. Auch bei Galileo besteht 
für den zivilen Nutzer die Abschaltungsgefahr, da die 
Kontrolle des Systems bei Bedarf nach militärischen 
Gesichtspunkten geführt wird. 
Die Behauptung Galileo sei ein ziviles System unter 
ziviler Kontrolle kann vor dem dargestellten Hinter-
grund kaum aufrechterhalten werden. Das geht nur mit 
einer zweifelhaften Definition davon, was „zivil“ bedeu-
tet. Eine solche fragwürdige Definition findet sich in 
der Zeitschrift wehrtechnik, die feststellt, Galileo sei ein 
ziviles System, denn „die Quelle der Finanzierung ist 
dabei der Indikator.“151 Nach dieser Logik wäre also ein 
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Kampfpanzer, den das Familienministerium für Exkur-
sionen jenseits befestigter Straßen kauft, ein ziviles Ver-
kehrsmittel. Das bliebe auch dann so, wenn bei Bedarf 
der Verteidigungsminister die Kontrolle übernehmen 
dürfte und der Panzer für diesen Fall auf Kosten des 
Familienministeriums mit der neuesten Kanone ausge-
rüstet sein müsste. Für all jene, die dieser Logik nicht 
folgen wollen, ist Galileo eben kein ziviles Projekt und 
auch nicht nur ein militärisch-genutztes. Tatsächlich 
handelt es sich um eine Mischung aus einem Rüstungs-
projekt, das mit einem zivilen Infrastrukturvorhaben 
verschmolzen wurde, um die anfallenden Kosten für die 
militärische Nutzung auf zivile Budgets abzuwälzen. Es 
stellt als solches einen wichtigen Beitrag dar, auf dem 
Weg zur Schaffung einer unabhängigen europäischen 
Militärmacht, die ohne Rücksicht auf internationale 
Partner ihre Interessen durchsetzen kann. Ob Galileo 
als rein zivile Infrastruktur unter Ausschluss der euro-
päischen Militärs überhaupt aufgebaut werden würde, 
muss hier offen bleiben. Es scheint allerdings zumindest 
fraglich, wie sinnvoll es ist, wenn weltweit gleichzeitig 
vier globale Satellitennavigationssysteme entwickelt 
bzw. unterhalten werden, nur damit jeder Staat und 
jede Staatengruppe ihre strategische Unabhängigkeit 
wahren können. 
3.3.4 Internationale Verstrickungen zwischen 
Kooperation und Konfrontation
Ein weltumspannendes Navigationssystem ist zwangs-
läufig eine Angelegenheit von internationaler Bedeu-
tung. Auch im Fall des europäischen Galileo-Programms 
beeinflussen dessen Implikationen für die Beziehungen 
zu Staaten außerhalb der EU die Entwicklung des Pro-
gramms. Die EU verfolgt mit Galileo das erklärte Ziel, 
sich vom russischen Glonass und insbesondere vom 
US-amerikanischen GPS unabhängig zu machen, wo-
bei GPS insofern eine herausgehobene Stellung genießt, 
als es das einzige bestehende System mit globaler Abde-
ckung und signifikanter ziviler Nutzung ist und daher 
zurzeit ein Monopol in diesem Bereich darstellt. Das 
europäische Streben nach Unabhängigkeit wird dabei 
gerne mit dem militärischen Charakter und den damit 
verbundenen Einschränkungen dieser Systeme begrün-
det.152 Da aber auch bei Galileo Einflussmöglichkeiten 
sicherheitspolitischer Gremien bestehen, kann davon 
ausgegangen werden, dass nicht die militärische Kon-
trolle an sich sondern die Tatsache, dass diese Kontrol-
le von russischen bzw. amerikanischen Militärs anstatt 
von europäischen ausgeübt wird, ausschlaggebend für 
die Unabhängigkeitsbestrebungen der EU ist. Aus Sicht 
Brüssels scheint es nicht unbedingt problematisch zu 
sein, dass ein solches System im Krisenfall ausgeschaltet 
wird, gleiches plant sie ja auch für Galileo, allerdings 
möchte man eben gerne selber den Knopf drücken kön-
nen. Zusätzlich zu strategischen Überlegungen militä-
rischer Natur sind ökonomische und technologiepoli-
tische Gesichtspunkte von Bedeutung. Europäischen 
Konzernen soll mit Galileo der Zugang zum wachsen-
den Markt für Satellitennavigation eröffnet und damit 
Know-how auf diesem Sektor in der EU entwickelt bzw. 
gefördert werden.153 
Obwohl Galileo von Anfang an als Konkurrenz zu 
GPS auf kommerziellem Terrain geplant wurde, gab es 
zu Beginn des Programms deutliche Anzeichen für Ko-
operationsbemühungen sowohl mit den USA als auch 
mit anderen Staaten. Die USA wollten allerdings eine 
komplett gleichberechtigte Beteiligung der EU an ih-
rem System nicht zulassen, weshalb vom Standpunkt 
der Kommission Anfang 1999 eine „Zusammenarbeit 
mit den Vereinigten Staaten entweder auf dem bestehen-
den US-kontrollierten GPS basieren müsste, oder auf 
der Entwicklung eines GNSS, basierend auf zwei kom-
plementären Satellitennavigationssystemen, eins davon 
GPS und eines Europäisch/international.“154 Zu diesem 
Zeitpunkt waren die angebotenen US-amerikanischen 
Zugeständnisse noch relativ weitgehend. So wurde der 
EU eine Beteiligung an der weiteren Entwicklung und 
Modernisierung von GPS und eine Rolle bei dessen zi-
vilem Betrieb und Management offeriert.155 Zwei Jahre 
später, am 1. Dezember 2001, standen die Zeichen zwi-
schen der EU und den USA dagegen auf Konfrontati-
on, erkennbar an einem Brief, den der damalige stellv. 
Verteidigungsministers der USA, Paul Wolfowitz, an 
europäische Verteidigungsminister schrieb.156 In diesem 
Brief drückt er seine „Sorge über sicherheits-relevante 
Konsequenzen für zukünftige NATO-Operationen, für 
den Fall, dass die Europäische Union Galileo-Satelliten-
navigationsdienste fortführt“ aus.157 Zwei Punkte berei-
teten Wolfowitz Kopfzerbrechen. Erstens befürchtete er, 
dass die Fähigkeit der USA alle öffentlichen Navigati-
onssignale in einzelnen Regionen zu stören, ohne das 
militärische GPS-Signal zu beeinflussen, durch Galileo 
zunichte gemacht werde. Zweitens äußerte er Beden-
ken, das geplante PRS-Signal des Galileo-Systems kön-
ne unter ziviler Kontrolle nicht sicher genug sein, da es 
militärische Bedeutung haben werde. Was war also in 
der Zwischenzeit geschehen? 
Anfang des Jahres 2001 wurden die technischen De-
tails und die geplanten Dienstleistungen für Galileo 
festgelegt und diese Konzeption verbreitet. Neben der 
Definition des PRS, der Wolfowitz wegen seines mili-
tärischen Charakters beunruhigte, wurde der Frequenz-
plan für die Galileo-Signale erstellt.158 Insbesondere der 
Frequenzplan dürfte die US-Amerikaner hellhörig ge-
macht haben, sah er doch in dieser Fassung vor, dass 
Galileo-PRS teilweise dieselben Frequenzen nutzen 
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sollte wie der neue militärische GPS-Dienst, der sog. 
GPS M-Code. Bei dem Versuch den PRS zu stören, 
wäre wegen der Überlagerungen der beiden Signale 
auch der M-Code ausgefallen. Der M-Code, der in der 
neuesten GPS-III-Generation ab 2014 in Betrieb ge-
nommen werden soll, wird im Gegensatz zu früheren 
militärischen GPS-Diensten nicht mehr zusätzlich zu 
rein militärischen Signalen auf das zivile Signal zurück-
greifen müssen.159 Dadurch wird es den USA möglich 
sein, das zivile GPS-Signal abzuschalten, während das 
militärische uneingeschränkt weiterfunktioniert. Durch 
die Überlagerung des M-Codes mit dem PRS wäre al-
lerdings eine Abschaltung des PRS ohne Auswirkungen 
auf den M-Code nicht möglich. Auf diese Weise hätte 
die EU sicherstellen können, dass ihr Signal nicht ge-
gen ihren Willen von den USA „abgeschaltet“ werden 
könnte. Dies ist nicht nur für die militärischen Nutzer 
des PRS in der EU ein Vorteil, sondern möglicherweise 
auch für den Export von Rüstungsgütern, die mit die-
sem Dienst in Verbindung stehen würden, wie etwa eu-
ropäische Lenkraketen. Offiziell wurde allerdings nicht 
von militärischen Überlegungen gesprochen. Die Wahl 
sei auf genau diese Frequenz gefallen, da sie „in Frie-
denszeiten die beste Leistung erbringt, insbesondere was 
die ‚Resistenz‘ und ‚Robustheit‘ angeht, außerdem das 
beste Kosten-Nutzen-Verhältnis und die beste Garantie 
für Kontinuität und Integrität.“160 Am 26. Juni 2004 
wurde schließlich eine Einigung weitgehend im Sinne 
der USA erzielt. In dem an diesem Tag zwischen USA 
und EU geschlossenen Abkommen wurde festgelegt, 
dass die Galileo-Frequenzen verändert werden, um eine 
Störung des GPS M-Codes zu vermeiden.161 Die US-
Amerikaner werden dadurch grundsätzlich in die Lage 
versetzt, den PRS zu stören, ohne den M-Code ein-
zuschränken. Des Weiteren sieht das Abkommen „ge-
meinsame Frequenzen für die offenen Dienste und Vor-
kehrungen zur gemeinsamen Nutzung beider Systeme 
vor.“162 Im zivilen Bereich werde laut EU-Kommission 
mit dem Abkommen die „volle Interoperabilität (wech-
selseitige Nutzbarkeit) von GPS und Galileo offenen 
Signalen“ erreicht.163 Im Kern haben USA und EU sich 
also darauf geeinigt, dass der speziell für den Krisen-
fall konzipierte Dienst von Galileo technisch gesehen 
von den USA gestört werden kann. Gleichzeitig wird 
durch die Zusammenarbeit bei den offenen Signalen 
der kommerzielle Erfolg des Galileo-Standards gesi-
chert. Durch die zahlreichen Verzögerungen war Ga-
lileo in die ungünstige Situation gekommen, zu einem 
ähnlichen Zeitpunkt wie das modernisierte GPS-III auf 
den Markt zu kommen.164 Aufgrund der Interopera-
bilität beider Systeme werden nun vorrausichtlich die 
meisten zivilen Satellitennavigationsgeräte Signale so-
wohl von GPS als auch von Galileo empfangen können. 
Festzuhalten bleibt aber, dass mit dem Abkommen das 
Ziel, Unabhängigkeit von den USA zu erlangen, nicht 
mehr in vollem Umfang erreicht werden kann.165 Umso 
fraglicher dürfte der Sinn des Systems selbst für militä-
rische Galileo-Enthusiasten sein. 
Ein weiterer möglicher Kooperationspartner für Ga-
lileo ist das russische Glonass. Russland wurde aber 
offenbar seit Anfang 2001, als erste Probleme in den 
bilateralen Verhandlungen auftraten, nicht mehr als 
Kernelement eines zukünftigen GNSS unter europä-
ischer Beteiligung angesehen.166 In den Anfangsjahren 
des Galileo-Programms war der kontinuierliche Aufbau 
eines gemeinsamen Systems auf Basis des russischen 
Glonass noch als erfolgversprechend bezeichnet wor-
den.167 Mittlerweile betreibt die russische Regierung ei-
gene Bemühungen, um Glonass ohne die EU zu einem 
global verfügbaren System auszubauen.168 
Eine ganze Reihe anderer Staaten haben mit der EU 
eine Zusammenarbeit bei der Satellitennavigation ver-
einbart unter ihnen Israel, Indien, Südkorea und China. 
Vor allem China hat bereits Erfahrungen mit eigenen 
Navigationssatelliten gesammelt. Einerseits besteht seit 
Oktober 2003 ein Kooperationsabkommen zwischen 
China und der EU und die Chinesen sollen sich mit 
€ 300 Mio. an der Entwicklung von Galileo beteiligt 
haben.169 Auf der anderen Seite treibt China die Ent-
wicklung seines eigenen GNSS – genannt „Compass“ 
– voran. Es wird sich um ein System mit ähnlichen Leis-
tungsmerkmalen wie GPS und Galileo handeln. Zum 
Entwicklungszeitraum lässt sich erfahren: „Es wird er-
wartet, dass das System im Jahr 2008 China und Teile 
seiner Nachbarländer abdecken und dann zu einer glo-
balen Konstellation ausgebaut wird.“170
Während zu Beginn des Entwicklungsprozesses eine 
gemeinsame Initiative mehrerer Staaten für ein GNSS 
möglich gewesen wäre und ernsthaft diskutiert wurde, 
entschied sich die EU für den zwangsläufig teureren Weg 
ein eigenes System komplett neu zu entwickeln und da-
bei auch Spannungen mit den USA in Kauf zu nehmen. 
Mittlerweile hat sich die Situation insofern verändert, 
als neben den USA und der EU zumindest noch China 
und Russland ernsthafte Anstrengungen zum Aufbau 
eigener Satellitennavigationssysteme betreiben. Alle vier 
Systeme haben die Gemeinsamkeit, dass sie die Bedürf-
nisse ihrer nationalen Streitkräfte befriedigen sollen, 
worin ein wesentlicher Grund für die Entwicklung je-
weils eigener Systeme liegen dürfte. Im zivilen Bereich 
entstehen derweil zusätzliche Kosten, da Systeme im 
Nachhinein miteinander kompatibel gemacht werden 
müssen und demnächst wohl viermal mehr Navigati-
onssatelliten um die Erde kreisen werden, als tatsächlich 
benötigt würden, um flächendeckende Navigations-
dienste auf der ganzen Welt anbieten zu können. 
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4. Fazit – Der militärischen Weltraumnutzung ein 
Ende setzen
Die Militarisierung der europäischen Weltraumpolitik, 
die im Zuge der Vereinnahmung dieses Politikbereichs 
durch die EU stattfindet, wurzelt im rasant wachsenden 
außenpolitischen Machtanspruch der Union. Zur Rolle 
eines selbstständigen, globalen Akteurs, wie die EU sie 
anstrebt, gehört das Instrument der militärischen Inter-
vention zur Durchsetzung eigener Werte und Interes-
sen. Die militärischen Fähigkeiten, die dafür benötigt 
werden, hängen wiederum von Weltraumtechnologien 
ab, ohne die moderne Kriegsführung und Machtpoli-
tik nicht denkbar wären. Die Weltraumpolitik ist dabei 
nach der Entwicklungspolitik und dem zivilen Katastro-
phenschutz nur ein weiterer Politikbereich, der im Sinne 
der ausufernden EU-Sicherheitsdoktrin militärischen 
Kalkülen unterworfen wird. Im Laufe der Entwicklung 
des europäischen Weltraumprogramms hat sich gezeigt, 
dass diverse Vertreter militärischer Interessen in der EU 
Einfluss auf diesen Prozess nehmen. Zu ihnen gehören 
die militärischen Gremien der EU wie das PSK, die 
nationalen Verteidigungsministerien, die Rüstungsin-
dustrie, deren Konzerne gleichzeitig die wichtigsten pri-
vaten Akteure in der europäischen Raumfahrt darstel-
len, und institutionelle sowie private Think-Tanks bzw. 
Lobbyorganisationen mit deutlicher Nähe zu militä-
rischen Kreisen, vom EUISS über EUROSPACE bis zur 
SWP. Diese Akteure sind die Garanten dafür, dass die 
identifizierten Defizite bei der Aufrüstung der EU auch 
im Weltraumsektor berücksichtigt werden. Gleichzei-
tig sorgen sie dadurch für stetig sprudelnde Profite bei 
den europäischen Raumfahrt- und Rüstungskonzernen. 
Konzeptionell treten so zwangsläufig wissenschaftliche 
oder andere zivile Motive zur Etablierung einer EU-
Weltraumpolitik in den Hintergrund.
Insgesamt wird die Bedeutung des Weltraums für 
die europäische Politik in den nächsten Jahren weiter 
wachsen. Dies schlägt sich auch in den Ausgaben der 
EU für diesen Bereich nieder. Allein die Programme 
GMES und Galileo werden bis ins Jahr 2013 ca. € 10 
Mrd. kosten. Zusätzlich sollen für militärisch relevante 
Weltraumsysteme in der EU im selben Zeitraum Aus-
gaben von € 4 Mrd. pro Jahr erreicht werden. Diese 
Zahlen liegen zwar noch weit hinter den Budgets der 
NASA und anderer US-amerikanischer Agenturen, 
dürften der EU aber den zweiten Platz im Konzert der 
Weltraummächte zumindest mittelfristig sichern. Die 
EU-Finanzmittel werden dabei sicherlich nicht kom-
plett für militärische Projekte ausgegeben. Bei GMES 
und Galileo, den Flaggschiffen des europäischen Auf-
bruchs ins All, scheint es sich auf den ersten Blick sogar 
um rein zivile Projekte zu handeln, jedenfalls wenn als 
Maßstab ausschließlich der Finanzierungsmodus heran-
gezogen wird. Tatsächlich beinhalten beide Programme 
Anwendungen für diverse zivile Aufgabenbereiche etwa 
im Verkehr oder im Umweltschutz. Wahr ist aber auch, 
dass von rein zivilen Projekten nicht mehr gesprochen 
werden kann, wenn die institutionellen Strukturen und 
das gesamte Spektrum der Anwendungen in den Blick 
genommen werden. Aus dieser umfassenderen Perspek-
tive erscheinen beide Projekte entscheidend von mili-
tärischen Gesichtspunkten geprägt zu sein. Die spezi-
fischen, meist aufwendigeren Ansprüche der Militärs 
führen zu erheblichen Anpassungen der Projekte, die 
nötig werden, wenn sie militärisch nutzbar gemacht 
werden sollen. Aus diesem Grund bedeutet dual-use 
nicht nur doppelter Nutzen, sondern auch doppelte 
Kosten. Eine doppelte Nutzung, die keine zusätzlichen 
Kosten verursacht und möglicherweise noch Geld ein-
spart, ist zumindest im Weltraumsektor eine Legende. 
Einen Kostenvorteil haben nur die Rüstungsplaner, da 
sie ihre Budgets für Waffen und Kampfeinsätze ausge-
ben können, während ihre Weltraumpläne mit zivilen 
Geldern verwirklicht werden.
Zu den Problemen und Gefahren, die mit der Mili-
tarisierung der Weltraumpolitik in der EU zusammen-
hängen, gehört auch die wachsende Wahrscheinlichkeit 
von Konfrontationen im All. Die EU ist zwar nicht die 
einzige und auch nicht die wichtigste Kraft hinter der 
aktuell forcierten Militarisierung des Weltraums, eine 
wesentlichere Rolle spielen die USA und auch China ist 
ein wachsender Faktor in diesem Prozess. Gleichwohl 
spielt sie eine mehr als unrühmliche Rolle in diesem 
Zusammenhang. Nicht das weithin propagierte Bild 
einer „Zivilmacht Europa“ ist handlungsleitend für die 
EU-Politik, stattdessen sind die Bemühungen in diesem 
Bereich darauf gerichtet, Instrumente für eine eigene 
militärisch abgestützte Machtausübung zu schaffen. 
Auf allen Seiten werden im Zuge der Aufrüstung im 
Weltraum früher getroffene Verträge zunehmend ausge-
höhlt. So wurde das Gebot, den Weltraum nur friedlich 
zu nutzen, soweit verdreht, dass mittlerweile nur noch 
von einer nicht-aggressiven Nutzung die Rede ist, die 
allerdings angesichts des realen Einsatzes von Satelliten-
systemen für aggressive Kampfhandlungen nur einen 
notdürftigen Versuch darstellt, den Schein der Rechtmä-
ßigkeit zu wahren. Die Konkurrenz im Weltall nimmt 
derweil auch in nicht-militärischen Bereichen zu. Bei-
spielsweise werden derzeit vier verschiedene bemannte 
Raumfahrzeuge entwickelt, eines davon in der EU. Das 
bedeutet nicht nur die Verschwendung enormer Res-
sourcen, sondern auch eine unnötige Vermehrung des 
Weltraumschrotts, der schon heute zu einer ernsthaften 
Sorge für die Raumfahrtbehörden aller Staaten gewor-
den ist.
Vor dem Hintergrund dieser Entwicklungen ist ent-
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schiedenes Gegensteuern und insbesondere eine Neu-
auflage internationaler Abkommen gegen die Militari-
sierung des Weltraums nötig, unter Berücksichtigung 
der gewachsenen Relevanz von Satelliten für die Kriegs-
führung. Innerhalb der EU muss eine wirklich zivile 
Weltraumpolitik an die Stelle der Raumfahrt in Tarn-
farben treten, die dann außerdem realistischen Kosten-
Nutzen-Analysen unterworfen sein sollte. Letztlich geht 
es darum die Konkurrenz auf dem Gebiet der Raum-
fahrt zugunsten echter Zusammenarbeit im Interesse 
aller Menschen aufzugeben, wie es schon 1967 im UN-
Weltraumvertrag gefordert wurde.
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